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LEIPZIG "~ ISTKLIMA 1 
BEWUSST~ 

Stadt Leipzig • Amt 36 • 04092 Leipzig 

Postzustellungsurkunde 

CG Energiemanagement GmbH 
Herrn Dr. Thorsten Granzow 
Bismarckstraße 79 
10627 Berlin 

Ihre Zeichen/Ihre Nachricht vom Unser Zeichen 
36.11.02.02-2022/003775 

'1JJ Stadt Leipzig 
Der Oberbürgermeister 

. Amt für Umweltschutz 
Abteilung lmmissionsschutz-NVasserrecht 
Sachgebiet Immissionsschutzbehörde 
Prager Straße 118 - 136, Haus A 
04317 Leipzig 

Bearbeiter/-in: Herr Heiland 
Raum: A.7.004 
Tel. : 0341 123-1688 
Fax: 0341 123-1695 
E-Mail: umweltschutz@leipzig.de 

Dat.um 
27.01.2023 

Antrag auf Genehmigung nach § 4 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BlmSchG) 

Errichtung und Betrieb einer BHKW- und Kesselanlage (gern. Ziffer 1.2.3.2V des Anhangs 
der 4. BlmSchV) mit Versuchsanlage (3-jähriger Betrieb) Methan-Elektrolyse zur H2-
Herstellung (gern. 4.1.12EG des Anhanges i. V. m. § 2 Abs. 3 der 4. BlmSchV) am Standort 
Karl-Heine-Straße 107b, 04229 Leipzig 

Entsprechend dem o. g. Antrag erlässt die Stadt Leipzig folge"nden 

GENEHMIGUNGSBESCHEID: 

1. 
Entscheidung 

Der Firma CG Energiemanagement GmbH wird unbeschadet der Rechte Dritter auf Antrag vom 
05.05.2022, eingegangen am 06.05.2022, vollumfänglich überarbeitet mit Unterlagen vom 
28.07.2022, eingegangen am 08.08.2022, vervollständigt mit den Ergänzungsunterlagen vom 
14.10.2022, 23.11.2022 bzw. 28.11.2022 ( eingegangen am 18.10.2022, 23.11.2022 bzw. 
28.11 .2022) gemäß§ 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BlmSchG) in Verbindung mit§ 1 
sowie mit Ziffer 1.2.3.2V Anhang 1 und Nr. 4.1.12EG der 4. Verordnung zur Durchführung des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (4. BlmSchV) nach Maßgabe der in Abschnitt III. aufgeführten 
Nebenbestimmungen die 

immissionsschutzrechtliche Genehmigung 

für die Errichtung und den Betrieb einer Energiezentrale (Anlage zur Erzeugung von Strom und 
Warmwasser in einer Verbrennungseinrichtung durch den Einsatz von Gasen der öffentlichen 

. Gasversorgung oder Wasserstoff mit einer Feuerungswärmeleistung von 1 Megawatt (MW) bis 
weniger als 20 Megawatt, bei Verbrennungsmotoranlagen oder Gasturbinenanlagen) mit einer 
Gesamtfeuerungswärmeleistung von bis zu 5,616 MW am Standort Karl-Heine-Straße 107b, 
04229 Leipzig, Gemarkung Lindenau, Flurstück 751/2 entsprechend dem in Abschnitt II. 
genannten Umfang erteilt. "eiP.?0 &~v~-~ 

Neues Rathaus 
Martin-Luther-Ring 4 - 6 
04109 Leipzig 
Internet: www.leipzig.de 

· Bürgertel. : 0341115 

Zahlungsverkehr Stadtkasse - B,mkverblndungen: 
IBAN BIC 

Sparkasse Leipzig DE76 8605 5592 1010 0013 50 WELADE8LXXX Postbank Leipzig 
Commerzbank Leipzig DE55 8604 0000 0100 8002 00 COBADEFFXXX UniCredit Bank AG 
Deutsche Bank Leipzig DE60 8607 0000 0170 0111 00 DEUTDE8LXXX Leipziger Volksbank 
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De-Mail : info@lelpzlg.de-mail.de 
IBAN 
DE14 860100900067 8129 04 
DE78 8602 0086 0008 4105 50 
DE04 8609 5604 0308 3083 08 

BIC 
PBNKDEFF 
HYVEDEMM495 
GENODEF1LVB 
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Als Nebeneinrichtung der Energiezentrale wird die Errichtung und der 3-jährige Betrieb einer 
Versuchsanlage (Methan-Plasmalyse-Anlage) zur Herstellung von Stoffen oder Stoffgruppen 
durch chemische, biochemische oder biologische Umwandlung in industriellem Umfang zur 
Herstellung von Wasserstoff (26, 7 kg/h) genehmigt. 

Gemäß § 13 BlmSchG schließt diese Genehmigung andere die Anlage betreffende behördliche 
Entscheidungen, hier die Baugenehmigung gemäß§ 64 Sächsischer Bauordnung (SächsBO) für 
die beantragten baulichen Maßnahmen·, ~in. 

Die Genehmigung enthält im Abschnitt III. Nebenbestimmungen, Bedingungen und Auflagen, die 
als Bestandteil des Bescheides auszuführen und zu berücksichtigen sind. 

Die gegebenen Hinweise in Abschnitt IV. .sind zu beachten. 

Bestandteil der Genehmigung sind die im Abschnitt VII. genannten und mit Dienstsiegel ver­
sehenen Antragsunterlagen, aus denen sich Standort, Technologie und Umfang der mit diesem . 
Bescheid genehmigten Anlage ergeben. · · 

Wasserrechtliche_. Erlaubnisse und Bewilligungen nach den .§§ 7 und 8 des Wasserhaushalts..'. 
gesetzes (WHG) werden mit der vorliegenden Genehmigung nicht erteilt. 

Die Genehmigung erlischt, wenn nach Eintritt der Bestandskraft dieses Bescheides 
• innerhalb von zwei Jahren nicht mit der Errichtung oder dem Betrieb der Anlage begonnen 

(§ 18 Abs. 1 Nr. 1 BlmSchG) wurde oder 
• die Anlage während eines Zeitraumes von mehr als drei _ Jahren nicht mehr betrieben 

(§ 18 Abs. 1 Nr. 2 BlmSchG) worden ist. 

Die .Kosten des Verfahrens entsprechend Kostenentscheidung laut Abschnitt V., die Bestandteil 
der Genehmigung ist, trägt die CG Energiemanagement GmbH als Antragstellerin. · · 

II. 
Umfang der Genehmigung 

1. 
Die Genehmigung umfasst die Errichtung und den Betrieb einer Energiezentrale, bestehend aus 

• - zwei erdgasbetriebenen Blockheizkraftwerken (BHKW) mit einer Feuerungswärmeleistung 
von je 1.128 kW, umstellbar auf Wasserstoff mit einer Feuerungswärmeleistung von je 
892 kW (BE02), 

• zwei erdgasbetriebenen Warmwasser~rzeugern (WWE), ausgeführt als Gas-Brennwert­
kessel, mit einer Feuerungswärmeleistung von je 1.680 kW (BE03) 

sowie einer Methan-Plasmalyse-Versuchsanlage mit 3-jährigem Betrieb, bestehend aus 
• Methan-Elektrolyseanlage (MEA) mit einer elektrischen Leistung von 292 kWe1 zur 

Wasserstofferzeugung (26, 7 kg/h) (BE01) mit 
o Wärmeauskopplung (138 kWlh), 
o Kohlenstoffabscheider, 
o Verdichter und· Entgasung von Kohlenstoff per Schnecke, 
o Wasserstofflanzen (Abblaseleitungen im Stör-/Netzausfall), 
o 2 Mitteldruckkompressoren (26 bar(a)), 
o 4 Flaschenbündel zu je 12 -x 50 1 (300 bar, 3 x Wasserstoff, 1 x Stickstoff für lnertisie­

rung) und 
o einer Containerbeladungsstation. 
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Das Vorhaben wird durch Erweiterungsbau inkl. Teilabriss eines bestehenden Anbaus des. 
vorhandenen Heizhaues sowie einem Abriss und eines Neubaus eines mehrzügigen Kamins mit 
einer Schornsteinhöhe von 26 m umgesetzt. 

2. 
Lage und Umfang der in der Genehmigung eingeschlossenen Maßnahmen ergeben sich aus den 
eingereichten Antragsunterlagen ini Rahmen der beantragten Neugenehmigung nach 
§ 4 BlmSchG. Diese sind Bestandteil dieses Bescheides. 

III. 
Nebenbestimmungen 

1. Allgemeine Nebenbestimmungen 

1.1 
Diese Genehmigung oder eine beglaubigte Abschrift ist am Betriebsstandort, Karl;.Heine-Straße 
107b, 04229 Leipzig, jederzeit bereitzuhalten und den Beauftragten der Genehmigungsbehörde 
und der Überwachungsbehörden (Stadt Leipzig; Landesdirektion Sachsen, Abt. Arbeitsschutz -
Außenstelle Leipzig) auf Verlangen zur Einsicht vorzulegen. 

1.2 
Die Anlage ist gemäß den gepruften und mit Siegel versehenen Antragsunterlagen (Abschnitt VII.) 
sowie nach den einschlägigen Rechtsnormen in der jeweils gültigen Fassung und im Übrigen nach 
den anerkannten Regeln der Technik und Sicherheitstechnik zu errichten, zu betreiben und instand 
zu halten. Sofern in den nachstehenden Nebenbestimmungen abweichende Anforderungen 
getroffen werden, sind diese einzuhalten bzw. auszuführen. 

1.3 
Den Genehmigungs- und Überwachungsbehörden ist der Zeitpunkt der . Inbetriebnahme 
entsprechend dem Genehmigungsumfang in Abschnitt II. schriftlich anzuzeigen. Die Anzeige 
muss der Genehmigungsbehörde, Stadt Leipzig, Amt für Umweltschutz, Sachgebiet Immissions­
schutzbehörde, zur Weiterleitung an andere Behörden spätestens zwei Wochen vor der beabsich­
tigten Inbetriebnahme vorliegen . 

1.4 
Betriebsstörungen, welche umweltrelevante Auswirkungen im Sinne§ 3 Abs. 1 BlmSch<:3 haben 
können, sind schriftlich festzuhalten. Aus diesen Aufzeichnungen, die auf Verlangen der Genehmi­
gungsbehörde und den Überwachungsbehörden vorzulegen sind, muss Folgendes hervorgehen: 

• Art der Störung 
• Zeitpunkt und Dauer der Störung 
• Folgen der_ Störung nach innen und nach außen 
• eingeleitete Maßnahmen im Zusammenhang mit dieser Betriebsstörung 

1.5 
Beabsichtigt der Betreiber die Änderung der Lage, der Beschaffenheit oder des Betriebs der 
genehmigungsbedürftigen Anlage, ist das, sofern eine Genehmigung nicht beantragt wird, der 
zuständigen Genehmigungsbehörde mindestens einen Monat .bevor mit der Änderung begonnen 
werden soll, nach § 15 Abs. 1 BlmSchG schriftlich anzuzeigen. 

1.6 
Änderungen zur Betriebsorganisation nach § 52b BlmSchG sind der zuständigen Genehmigungs-' 
behörde formlos anzuzeigen. 
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1.7 
Beabsichtigt die Firma den Betrieb der Anlage oder von Anlagenteilen einzustellen, so hat sie dies 
unter Angabe des Zeitpunktes der Einstellung der Genehmigungsbehörde und den Über­
wachungsbehörden schriftlich anzuzeigen. Die Anzeige muss den Behörden spätestens einen 
Monat vor der beabsichtigten Stilllegung vorliegen . Der Anzeige sind Unterlagen über die vorge­
sehenen Maßnahmen zur Erfüllung der Pflichten gemäß § 5 Abs. 3 BlmSchG beizufügen . Durch 
den Betreiber der Anlage ist zu gewährleisten, dass nach Betriebseinstellung 

1.8 

• von der Anlage oder dem Anlagengrundstück keine schädlichen Umwelteinwirkungen und 
sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile und erhebliche Belästigungen für die Allgemein­
heit und die Nachbarschaft hervorgerufen werden können, 

• vorhandene Abfälle ordnungsgemäß und schadlos verwertet oder als Abfälle ohne 
Beeinträchtigung des Wohles der Allgemeinheit beseitigt werden und 

• die Wiederherstellung des ordnungsgemäßen Zustandes des Anlagengrundstücks ge­
währleistet ist. 

Zur Dokumentation · des Entwicklungs- und Erprobungsbetriebes sind der zuständigen Behörde 
entsprechende Halbjahresberichte vorzulegen. Für die Dokumentation der Betriebsweise der 
Versuchsanlage sind · zudem Stundenwerte der Wasserstoffproduktion und der Wärmeaus- · 
kopplung der Versuchsanlage und der BHKW-Anlage sowie der Wärmeleistung des gesamten 
Heizhauses (bestehend aus Kesselanlage, BH KW-Anlage, Versuchsanlage) für eine Auswertung 
für den gesamten Versuchszeitraum aufzuzeichnen und auf Verlangen der zuständigen Behörde 
digital verarbeitbar vorzulegen. 

1.9 
Die Methan.a.Plasmalyse-Versuchsanlage mit den vorgenannten Anlagenteilen und den folgenden 
Systemgrenzen 

• Warmwasser: Warmwassernutzung-Wärmeübertrager für das Nahwärmenetz mit den 
-Absperrarmaturen V-1.01 (Vorlauf) und V-1.02 (Rücklauf), 

• Erdgas: Erdgasregelstrecke mit der Absperrarmatur V-1 :03, · 
• Wasserstoff: Brennstoffregelstrecke mit der Absperrarmatur HA-3.01 und 
• Kohlenstoff: Kohlenstoffbeladungsstation 

ist drei Jahre nach Inbetriebnahme außer Betrieb zu nehmen oder in einem separaten Verfahren 
immissionsschutzrechtlich genehmigen zu lassen. 

2. Nebenbestimmungen zum Bauordnungsrecht und zum Brandschutz 

2.1 
Spätestens bei Baubeginn muss dem Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Nachweis 
über die Standsicherheit einschließlich des Nachweises über die Feuerwiderstandsdauer der 
tragenden Bauteile vorliegen. Diesem ist der Nachweis der Eintragung des Tragwerksplaners in 
die bei der Ingenieurkammer Sachsen geführte Liste der qualifizierten Tragwerksplaner sowie die 
"Erklärung des Tragwerksplaners zur Schwierigkeit des Vorhabens" (Kriterienkatalog nach Anlage 
2 zur DVOSächsBO) beizufügen. · 

2.2 
Die ergangenen Prüfberichte sind dem Amt für Bauordnung und Denkmalpflege rechtzeitig zum 
Baubeginn und bei der weiteren Prüfung jeweils rechtzeitig vor Ausführungsbeginn der 
geprüften Bauteile vorzulegen. Der abschließende Prüfbericht des Prüfingenieurs zur 
Bauüberwachung ist spätestens mit der Anzeige zur. Nutzungsaufnahme vorzulegen. Die 
Bauausführung der einzelnen Bauabschnitte bzw. Bauteile ist jeweils nur zulässig , wenn die 
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entsprechenden Ausführungspläne vom Prüfingenieur für Standsicherheit positiv geprüft vor­
liegen. Das Stellen von Auflagen, die sich aus der Prüfung dieser Nachweise ergeben können, 
bleibt vorbehalten (Auflagenvorbehalt). · 

2.3 
Die Zustimmung der Bauaufsichtsbehörde wird unter dem Vorbehalt der nachträglichen 
Aufnahme, Änderung oder Erganzung von Auflagen erteilt(§ 72 Abs. 3 SächsBO). 

2.4 
Der Prüfbericht zur Prüfung des Brandschutznachweises 22-P-0031-01 vom 15.12.2022, erstellt 
durch Brandschutz Consult, Prüfingenieur Steffen Schumann und alle weiteren Prüfberichte sind 
Bestandteil der Baugenehmigung. Die Prüfbemerkungen unter Punkt 1 O der Prüfberichte stellen 
Auflagen zur Genehmigung dar und sind umzusetzen. 

2.5 
Die Prüfberichte zur Prüfung des Standsicherheitshachweises sind Bestandteil der 
Baugenehmigung. Die Prüfbemerkung_en unter Punkt 12 der Prüfberichte stellen Auflagen zur 
Genehmigung dar und sind umzusetzen. 

3. lmmissionsschutzrechtliche Nebenbestimmungen 

Luftreinhaltung 

3.1 
Die mit den Einzelmessungen nach§ 31 der 44. BlmSchV beauftragte Stelle ist durch den Anla­
genbetreiber zu verpfli<::hten, mindestens 14 Tage vor Beginn der Messungen diese mit der 
zuständigen Überwachungsbehörde (Stadt Leipzig , Amt für Umweltschutz, Sachgebiet 
Immissionsschutzbehörde) und dem Sächsischen Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und · 
Geologie abzustimmen. Hierzu ist das Formblatt „Mitteilung über die Durchführung einer 
behördlich angeordneten Ermittlung nach §§26, 28 BlmSchG, - Luftverunreinigungen -" in digitaler 
Form zuzusenden. 

3.2 
Die Messplanung und Messdurchführung sollen den Anforderungen der DIN EN 15259 - Ausgabe 
Januar 2008 (Luftbeschaffenheit - Messungen von Emissionen aus stationären·Quellen -Anforde­
rungen_ an Messstrecken ur:id Messplätze und an die Messaufgabe, den Messplan und den Mess-
bericht) entsprechen. · 

3.3 
Es sind mindestens je drei Einzelmessungen nach§ 31 der 44. BlmSchV im Abgasstrom der zwei 
BHKW und zwei WWE durchzuführen. Erfolgt der Betrieb des BHKW 2 (erdgas-/wasserstoff­
betriebenes BHKWf nicht ausschließlich mit Wasserstoff, sind die Emissionsmessungen bei 
Erdgasbetrieb durchzuführen. 

3.4 
Zur Überwachung der konformen Emissionen von Stickstoffoxiden (NOx) und Kohlenmonoxid (CO) 
und des effektiven Betriebes der Katalysatoren sind geeignete NOx- und CO-Sensoren in den 
Abgasstrecken (nach den Oxidationskatalysatoren) der BHKW 1 und BHKW 2 zu verwenden, die 
die NOx und CO-Konzentrationen qualitativ ermitteln. Aus den zeitlichen Verläufen der qualitativ 
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ermittelten NOx- und CO-Emissionen sirid für den Normalbetrieb der BHKW 1 und BHKW 2 
plausibilisierte Tagesmittelwerte gemäß Nr. 5.6.3 des VDMA-Einheitsblatts 6299 zu bilden_. 

3.5 
Für die mit den nach NB 3.4 ermittelten NOx- und CO-Konzentrationen {Tagesmittelwerte) sind 
Alarmschwellen festzulegen. Die Alarmschwelle für die CO-Konzentration ist so zi.J bestimmen, 
dass mit der Alarmschwelle eine qualitative Aussage zum effektiven Katalysatorbetrieb bezüglich 
Formaldehydminderung möglich ist. Die Alarmschwellen sind • mit der Überwachungsbehörde - · 
abzustimmen und im Steuerungssystem vor Inbetriebnahme zu hinterlegen. Hierfür sind der 
Überwachungsbehörde vor Inbetriebnahme die technischen Datenblätter der Sensoren mit 
Angaben zu den Messtoleranzen vorzulegen. Eine Inbetriebnahme der BHKW 1 und BHKW 2 darf 
erst erfolgen, wenn die mit der Überwachungsbehörde abgestimmten Alarmschwellen · im 
Steuerungssystem hinterlegt sind: 

3.(3 
Ausgelöste Alarme der NOx- und CO..,Sensorik sind zu visualisieren (bspw. über ein Display oder 
Anzeige) und zu dokumentieren. Dabei gelten die in Nr. 5.1. 1 des_ VDMA Einheitsblatts 6255 
formulierten Anforderungen. Die Alarme sind rollierend für mindestens ein Jahr zu speichern. 
Dabei ist jeder Alarm separat zu erfassen. 

3.7 
Bezüglich der NOx-Sensorik sind die Anforderungen nach 5.6.2.1 (Erkennung von Fehlfunktionen 
und Plausibilisierung der NOx-Signale) und 5.6.2.2 (Austausch der NOx-Sensorik) des VDMA 
Einheitsblatts 6299 zu beachten. Die Anforderungen sind auch für die CO-Sensorik zu beachten. 

3.8 
, Im Rahmen der wiederkehrenden Emissionsmessungen nach § 24 Abs. 4 und Abs. 8 der 
44. BlmSchV sind die Messergebnisse der NOx- und CO-:Sensoren auf Plausibilität zu prüfen. Das 
Ergebnis der Prüfung ist dem Messbericht beizufügen. 

3.9 
Für die Dokumentation der emissionsrelevanten Parameter ist ein Logbuch gemäß VDMA 
Einheitsblatt 6299 Nr. 5.1.1 zu führen. 

3.10 
Die Betriebszeiten der BHKW 1 und 2 sind zu erfassen und dokumentieren. Hierbei sind die 
Betriebszeiten für den Erdgasbetrieb und Wasserstoffbetrieb bei BHKW 2 getrennt zu erfassen 
und zu dokumentieren. 

3.11 . 
Änderungen am Steuerungssystem der Blockheizkraftwerke sind gemäß Nr. 5.i 1 des VDMA 
Einheitsblatts 6299 dem Anlagenhersteller oder durch ihn autorisiertem Personal vorbehalten, 
andere Berechtigungen zu ihrer Änderung werden nicht vergeben . Für Änderungen am 
Steuerungssystem sind entsprechende hardware- oder softwareseitige Zugangsberechtigungen 
einzurichten: Jeder zur Änderung autorisierten Person oder Körperschaft wird eine eindeutige 
Identifikationskennung zugewiesen. Durch den Anlagenbetreiber ist sicherzustellen , dass die o. g. 
Anforderungen· an das Steuerungssystem erfüllt werden. 

3.12 
Die Abgase der BHKW 1 und · 2 sowie der WWE 1 und 2 sind nach Nr. 5.5.2. der Technischen 
Anleitung zur Reinhaltung der Luft-TA Luft vom 18.08.2021 über einen mehrzügigen Schornstein 
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abzuleiten. Die Höhe der Schornsteinmündung muss hierzu mindestens 26 m über Grund 
betragen. Die Verwendung von Abdeckhauben ist nicht zulässig. 

Lärm 

3.13 
Der Beurteilungspegel der vom Betrieb der Anlage einschließlich aller Nebeneinrichtungen 
verursachten Geräusche darf in dessen Einwirkungsbereich nicht zur Überschreitung der 
folgenden Immissionswerte für Immissionsorte außerhalb von Gebäuden führen: 

Wohnen in der Karl-Heine-Straße 109 (Mischgebiet, MI,§ 6 BauNVO) 

nachts (22:00 Uhr bis 06:00 Uhr): 45 dB(A) 

Kurzzeitige Geräuschspitzen dürfen im Tagzeitraum (06:00 Uhr bis 22:00 Uhr} einen Wert von 
90 dB(A) und nachts einen Wert von 65 dB(A) nicht überschreiten. 

3.14 
Die Anlage ist so zu betreiben und zu warten, dass sie dem Stand der Lärmminderungstechnik 
entspricht. 

3.15 
Der anlagenbezogene Fahrverkehr ist ausschließlich im Tagzeitraum in der Zeit zwischen 06:00 
Uhr - 22:00 Uhr zulässig. · 

3.16 
Es müssen folgende Rauminnenpegel nach Tabelle 5 der Schallimmissionsprognose Berrcht Nr. 
M220016-02. der GICqN GmbH, Stand 12. 1'0.2022 eingehalten werden: 

Heizhaus (BHKW, Heizkessel): 
Halle (Schneckenförderwerk): 
Trafo (Transformator): 

'3.17 

L1N = 83 dB(A) 
L1N = 75 dB(A) 
L1N = 65 dß(A) 

Fassaden- und Dachdurchbrüche sind fachtechnisch abzudichten. Es sind die Bau-Schalldämm­
Maße nach Tabelle 6 der Schallimmissionsprognose einzuhalten. 

3.18 
Die maximalen Schallleistungspegel der Schallquellen in Tabelle 7 der Schallimmissionsprognose 
sind nach Inbetriebnahme einz,uhalten: 

Schornsteinmündung 
AU BHKW1 
AU BHKW2 
FO BHKW1 
FO BHKW2 
FO Heizhaus 
AU Heizhaus 

LwA = 70 dB(A) (Summe der 4 Züge) 
LwA = 70 dß(A) 
LwA = 70 dB(A) 
LwA = 68 dB(A) 
LwA = 68 dB(A) 
LwA = 65 dB(A) 
LwA = 70 dB(A) 
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AU Gepläse 
FO Gebläse 
Gemischkühler 1 und 2, je 
FO Trafo 

Versuchsanlage: 

Notkühler 
Kohlenstoffabscheider 

. Plasmalyzer 
AU Plasmalyzer 
FO Plasmalyzer 

3.19 

LwA = 68 dB(A) 
LwA = 68 dB(A) 
LwA = 75 dB(A) 
LwA = 60 dB(A) 

LwA = 69 dB(A) . 
LwA = 71 dB(A) 
LwA = 71 dB(A) 
LwA = '64 dB(A) 
LwA = 66 dB(A) 
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Zur Vermeidung schädlicher Umwelteinwirkungen durch tieffrequente Geräusche sind Abgas­
leitungen der BHKW mit speziell auf tiefe Frequenzen abgesti_mmten Schalldämpfern auszurüsten. 
Es dürfen an der Abgaskaminmündung folgende Terz-Schallleistungspegel je BHKW nicht 
überschritten werden: 

Frequenz in Hz 
Schallleistungspegel in dB 

25 
87 

31,5 40 
88 90 

50 
83 

63 
75 

80 
76 

100 
81 

Für die Zu- und Abluftöffnungen sind folgende maximal zulässige Terz-Schallleistungspegel je 
BHKW nicht zu überschreiten: 

Frequenz in Hz 
Schallleistungspegel in dB 

3.20 

25 
96 

31,5 40 
90 71 

50 
73 

63 . 80 
71 71 

100 
73 

Es ist eine Abnahmemessung innerhalb von sechs Monaten nach Inbetriebnahme durch eine in 
Deutschland bekannt gegebene Messstelle nach§ 29b BlmSchG durchzuführen. 

Die Einhaltung der festgelegten Immissionswerte gemäß Auflage 3.13 ist darzulegen. Zusätzlich 
sind die unter Auflage 3.19 festgelegten Anforderungen hinsichtlich der von der gesamten Anlage 
erzeugten tiefen Frequenzen (insbesondere Abgaskaniinmündung und Zu- und Abluftöffnungen 
der BHKW) nachzu'v'l.'.eisen. 

Die Ermittlung der Geräuschimmissionen hat unter repräsentativen Betriebsbedingungen gemäß · 
den Vorschriften des Anhangs zu TA Lärm, Nummer A 1 und A.3 ·unter Berücksichtigung von A.1 .5 
TA Lärm zu erfolgen. 

Um die Wahrnehmung von Überwachungsaufgaben zu . ermöglichen, ist rechtzeitig , aber 
spätestens zwei Wochen vor Messur;ig dem Amt für Umweltschutz als zuständiger Überwachungs­
behörde der Messtermin mitzuteilen und die Möglichkeit der Teilnahme an der Messung einzu­
räumen. 

Das Messprotokoll ist dem Amt für Umweltschutz innerhalb von vier Wochen nach erfolgter 
Messung vorzulegen. 
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4. Nebenbestimmungen zum Arbeitsschutz 

4.1 
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Die Fußböden der Räume müssen den Anforderungen der ASR A 1.5 genügen. Sie dürfen keine 
Unebenheiten, Vertiefungen, Stolperstellen, gefährlichen Schrägen aufweisen und müs·sen gegen 
Verrutschen gesichert, tragfähig, trittsicher und rutschhemmend sein. Rutschgefahren sind durch 
Fußbodenbeläge zu vermeiden, die den Anforderungen der ASR A 1.5 Anhang 2, entsprechen. 
Die Oberflächenbeschaffenheiten innerhalb eines Fußbodens oder von angrenzenden Fußböden 
dürfen sich hinsichtlich der Rutschhemmung um nicht mehr als eine R-Gruppe unterscheiden. 

4.2 
Die Türen im Verlauf der Fluchtwege oder die Türen yon Notausgängen müssen sich von innen 
ohne besondere Hilfsmittel jederzeit leicht öffnen lassen, solange sich Beschäftigte in der 

. Arbeitsstätte befinden. Die Türen von Notausgängen müssen sich nach außen öffnen lassen und 
sicherstellen, dass die Arbeitnehmer die Räume schnell verlassen und von außen schnell gerettet 
werden können. Die Fluchtwege müssen dauerhaft gekennzeichnet sein und auf möglichst kurzem 
Weg ins Freie oder in ei_nen gesicherten Bereich .führen (Anhang Nr. 2.3 (2) zur ArbStättV, ASR A 
2.3). ' 

4.3 
Arbeitsbereiche und Verkehrswege niüssen mit Einrichtungen für eine der Sicherheit und dem 
Gesundheitsschutz der Beschäftigten angemessenen künstlichen Beleuchtung ausgestattet sein .. 
Die Beleuchtungsstärke muss sich nach der Art der Sehaufgabe richten (Anhang Nr. 3.4 (1) zur 
ArbStättV, ASR A3.4). . . 

4.4 
Bereiche von Arbeitsstätten, in denen die Beschäftigten bei Ausfall der AllgemeinbeleuchtUng 

· Unfallgefahren ausgesetzt sind, müssen mit einer ausreichenden- Sicherheitsbeleuchtung 
ausgerüstet sein. Dies gilt insbesondere für Fluchtwege und Notausgänge (Anhang Nr. 3.4 (3) zur 
ArbStättV, ASR A2.3). 

4.5 
Die Arbeitsstätte und die Anlagenbereiche sind mit der erforderlichen Sicherheitskennzeichnung 
zu versehen. Dies betrifft auch die Kennzeichnung der Behälter und Rohrleitungen (ASR A 1.3). 

4.6 
Es sind ausreichende Funktionsflächen für das Bedienen, Warten und Instandhalten der Anlagen 
vorzusehen. Manuell zu bedienende Stellteile sind so anzubringen, dass sie von dem Beschäftig­
ten leicht erreichbar· sind. Andernfalls sind entsprechende Aufstiegshilfen bereit zu stellen (Anhang 
Nr. 3.1 (1) zur ArbStättV, ASR A 1.2). 

4.7 
Die Bereiche der BHKW sind mit geeigneten Feuerlöschern und Erste-Hilfe-Kästen in ausreichen­
der Anzahl auszustatten und dauerhaft zu montieren. 

4.8 
Die Bereiche der BHKW sind mit der entsprechenden Sicherheits- und Gesundheitsschutz­
kennzeichnung zu versehen und wirksam gegeri den Zutritt durch Unbefugte zu sichern. Die Kenn­
zeichnungen müssen klar und deutlich, erkennbar und nachhaltig angebracht sein. 

4.9 
Die BHKW müssen durch einen Schalter (NOT-AUS) außerhalb des Aufstellraumes an gekenn­
zeichneter, ungefährdeter Stelle jederzeit abgeschaltet werden können (Anhang I Nummer 1 Punkt 
1.2 Abs. 3 Ziffer 2. GefStoffV). 
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4.10 
Für lnstandhaltungsmaßnahmen sind abgestimmte Schutzmaßnahmen nach der TRBS 1112 fest­
zulegen. Bei Explosionsgefährdungen in der Instandhaltung ist ein betriebliches Freigabesystem 
nach der TRBS 1112-1 zu organisieren (Anhang I Nummer 1 Punkt 1.4 (2) GefStofN). 

4.11 
Explosionsgefährdungen sind zu ermitteln _und zu bewerten. Insbesondere ist zu ermitteln, wo mit 
einer gefährlichen explosionsfähigen Atmosphäre zu rechnen ist. Für Bereiche, in denen die 
Bildung gefährlicher explosionsfähiger Atmosphäre nicht sicher verhindert ist, sind die Schutz­
maßnahmen im Explosionsschutzdokument zu aktualisieren (§ 6 Abs. 9 GefStofN). 

4.12 
Art und Umfang der Prüfungen vor der Inbetriebnahme, der wiederkehrenden Prüfungen, ein­
schließlich der Fristen für die wiederkehrenden Prüfungen der Arbeitsmittel und der über­
wachungsbedürftigen Anlagen sowie Anlagenteile sind durch den Arbeitgeber auf der Grundlage 
der Gefährdungsbeurteilung zu ermitteln und festzulegen. Dabei sind die Prüfanforderungen der 
BetrSichV und die Herstellerdokumentation zu berücksichtigen (§ 3 Abs. 6 BetrSichV). 

4.13 
Es ist eine Betriebsanweisung auf der Grundlage der Gefährdungsbeurteilung für die Anlage zu 
erstellen. Betriebsanleitungen der Hersteller . sind zu berücksichtigen. Die beauftragten 
Beschäftigten sind vor Inbetriebnahme der Anlage und in regelmäßigen Abständen (mindestens 
jährlich) zu unterweisen (§ 1.2 Abs. 4 BetrSichV). 

4.14 
Die Druckanlagen und deren Teile wie z.B. Wärmetauscher und Ausdehnungsgefäße sind vor 
Inbetriebnahme durch eine zugelassene Überwachungsstelle prüfen zu lassen, soweit nicht nach 
BetrSichV Anhang 2 Abschnitt 4 für bestimmte Druckgeräte auch befähigte Personen zulässig sind 
(§ 15 BetrSichV). . 

4.15 
Die Anlage in explosionsgefährdeten Bereichen ist vor Inbetriebnahme durch eine zugelassene 
Überwachungsstelle oder befähigte Person nach den Maßgaben der BetrSichV Anhang 2 
Abschnitt 3 Nr. 4.1 prüfen zu lassen (§ 15 BetrSichV). 

5. Abfall- und bodenschutzrechtliche Nebenbestimmung_en 

5.1 
Die beim bestimmungsgemäßen Betrieb der Anlage anfallenden Abfälle, u. a.: 

Abfall- · Bezeichnung nach AVV Interne Bezeichnung 
schlüssel 

13 02 05* nichtchlorierte Maschinen-, Getriebe- und Altöl 
Schmieröle auf Mineralölbasis 

14 06 01* Fluorchlorkohlenwasserstoffe, HFCKW, HFKW Kältemittel 

15 02 02* Aufsaug- und Filtermaterialien ( ein-schließlich ölverschmutzte 
Ölfilter a. n. g.), Wischtücher Betriebsmittel 

160114* Frostschutzmittel, die gefährliche Stoffe enthalten k. A. 
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sind nachweislich in einer dafür zugelassenen Anlage ordnungsgemäß und schadlos zu verwerten 
bzw. zu beseitigen. 

5.2 
Der endgültige Verbleib des Kohlenstoffs (ca. 380 t/a), der bei dem bestimmungsgemäßen Betrieb 
anfällt, ist der Abfall-/Bodenschutzbehörde bis spätestens zur Inbetriebnahme der Anlage nachzu­
weisen. 

5.3 
Zum Nachweis der ordnungsgemäßen Entsorgung der gefährlichen Abfälle ist ein Register mit 
folgenden Angaben zu führen: 

• Abfallart (Abfallschlüssel nach der Abfallverzeichnisverordnung -AW), 
• Abfallmenge in t/a, 
• Entsorgungsnachweis und 
• Begleitscheine und Übernahmescheine in chronologischer Reihenfolge. 

Das Register ist mindestens drei Jahre aufzubewahren und der zuständigen Überwachungsbe­
hörde auf Verlangen vorzulegen oder Angaben daraus mitzuteilen. 

Nachweise (z. B. Übernahmescheine) müssen die nach den Absätzen 1 bis 4 des§ 28 NachwV 
erteilten Nummern (z. B. Erzeugernummer) enthalten (§ 28 Abs. 5 Satz 1 NachwV). 

6. Wasser-rechtliche Nebenbestimmungen 

6.1 
Die Anlage zur Schmierölversorgung der BHKW (Gefährdungspotential Stufe C, oberirdische 
Anlage mit flüssigen Stoffen) ist als lnbetriebnahmeprüfung und folgend wiederholend alle fünf 
Jahre durch einen Sachverständigen überprüfen zu lassen. Auch bei Stilllegung der Anlage ist 
durch den Betreiber eine Sachverständigenprüfung zu veranlassen. Insbesondere das Erfordernis 
einer Abfüllfläche ist durch den Sachverständigen im Prüfprotokoll der lnbetriebnahmeprüfung zu 
bewerten. Die Prüfberichte sind der Stadt Leipzig, Amt für Umweltschutz, Sachgebiet Wasser­
behörde unaufgefordert zu übergeben. 

6.2 
Zur Beseitigung von Tropf- und Leckageverlusteh sind geeignete Bindemittel vorzuhalten und 
gegebenenfalls einzusetzen. Die Lagerung der Bindemittel hat gemäß Herstellerrichtlinie zu 
erfolgen. Verbrauchte Bindemittel sind ordnungsgemäß zu entsorgen. 

IV. 
Hinweise 

1. Al/gemeine Hinweise 

1.1. 
Die Genehmigung kann insgesamt oder teilweise widerrufen werden, wenn eine _oder mehrere 
Auflagen dieser Genehmigung nicht oder riicht innerhalb einer gesetzlichen Frist erfüllt werden 
(§ 21 Abs. 1 Nr. 2 BlmSchG). . 

o'- \,.eip,~_':;\ 
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1.2. 
Gemäß § 17 Abs. 1 BlmSchG können zur Erfüllung der sich aus diesem Gesetz und aufgrund 
dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen ergebenden Pflichten nach Erteilung der Ge­
nehmigung sowie nach einer nach § 15 Abs. 1 BlmSchG angezeigten Änderung weitere An­
ordnungen getroffen werden. Wird nach Erteilung der Genehmigung festgestellt, dass die Allge­
meinheit oder die Nachbarschaft nicht ausreichend vor schädlichen Umwelteinwirkungen oder 
sonstigen Gefahren, erheblichen Nachteilen oder erheblichen Belästigungen geschützt ist, soll das 
Amt für Umweltschutz nachträgliche Anordnungen treffen. 

2. Hinweise zum Bauordnungsrecht 

Bauordnungsrec~t 

2.1 . 
Gemäß § 82 Abs. 2 SächsBO ist der Bauaufsichtsbehörde _die Aufnahme der Nutzung mindestens 
zwei Wochen vorher anzuzeigen. 

2.2 
Mit der Anzeige zur Aufnahme der Nutzung sind die abschließenden Prüfberichte über die Bau­
überwachung für den Brandschutz und die Statik dem Amt für Bauordnung und Denkmalpflege mit 
vorzulegen. 

2.3 
Gemäß § 82 Abs. 3 SächsBO darf eine bauliche Anlage erst benutzt werden, wenn sie ordnungs­
gemäß fertiggestellt und die bauliche Anlage sicher -benutzbar ist. 

Denkmq/schutzrecht 

2.4 
Der unmittelbar am Vorhabensbereich verlaufende Gleisfinger (Flurstücke 311/2 und 275/1) 
besitzt als Teil der Sachgesamtheit Plagvititz-Lindenauer Industriebahn Denkmaleigenschaft im 
Sinne des § 2 des Gesetzes zum Schutz und zur Pflege der Kulturdenkmale im Freistaat Sachsen 
(Sächsisches Denkmalschutzgesetz- SächsDSchG) in der jeweils gültigen Fassung und darf nicht 
überbaut werden . 

3. Hinweise zum Immissionsschutz 

BHKW 1 (Erdgasbetrieb) und BHKW 2 (Wasser~toff-/Erdgasbetrieb) 

3.1 
Gemäß § 16 der 44. BlmSchV -dürfen die nachstehend genannten Luftschadstoffe folgende 
Massenkonzentrationen im Abgas der Blockheizkraftwerke (BHKW), bezogen auf das Volumen 
des Abgases im Normzustand (273, 15 K und 101,3 kPa) nach Abzug des Feuchtegehaltes an 
Wasserdampf, nicht überschreiten: 

• Kohlenmonoxid 
• Stickstoffmonoxid und Stickstoffdioxid, angegeben als Stickstoffdioxid 
• Formaldehyd 
• Organische Stoff, angegeben als Gesamtkohlenstoff (ab 01.01.2025) 

0,25 
0, 1 
20 
1,3 

_g/m3 
g/m3 
mg/m3 

g/m3 
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Die Emissionsgrenzwerte beziehen sich auf einen Volumengehalt an Sauerstoff im Abgas von fünf 
Prozent. ' 

· Die Möglichkeiten, die Emissionen der o. g. Luftschadstoffe durch motorische und andere dem 
Stand der Technik entsprechende Maßnahmen weiter zu vermindern, sind auszuschöpfen. 

3.2 
Gemäß § 24 Abs. 4 der 44. BlmSchV sind die Emissionen an Kohlenmonoxid (CO) jährlich zu 
ermitteln. 

3.3 
Die Emissionen an Stickstoffmonoxid und Stickstoffdioxid, anzugeben als Stickstoffdioxid, sind 
gemäß § 24 Abs. 8 der 44. BlmSchV jährlich zu ermitteln. 

3.4 
Die Emissionen an organischen Stoffen, anzugeben als Gesamtkohlenstoff sind spätestens bis 
zum 01 ,01 .2025 sowie dann jährlich zu ermitteln (§ 24 Abs. 11 der 44. BlmSchV). 

3.5 
Die Emissionen an Formaldehyd sind jährlich zu ermitteln(§ 24 Abs. 12 der 44. BlmSchV). 

3.6 
Bei Einsatz gasförmiger Brennstoffe gelten die Anforderungen des§ 13 Absatz 5 der 44. BlmSchV 
an die Emissionen von Schwefeldioxid und Schwefeltrioxid entsprechend. Die Emissionsgrenz­
werte sind auf einen Bezugssauerstoffgehalt von fünf Prozent umzurechnen. Die Anforderungen 
nach Satz 1 gelten für Anlagen, die Erdgas einsetzen, als erfüllt, wenn einmalig sowie zusätzlich 
jeweils nach Anbieterwechsel oder nach einer Änderung der Gasqualität durch den Anbieter nach-

·. ~ewiesen wird, dass der Gesamtschwefelgehalt des eingesetzten Erdgases den Anforderungen 
an die Gasbeschaffenheit des DVGW-Arbeitsblatts G 260 von März 2013 für Gase der 2. Gas­
familie entspricht. 

3.7 
Feuerungsanlagen, die selektive katalytische Reduktion oder selektive nichtkatalytische Reduktion 
einsetzen, sind so zu errichten und zu betreiben, dass die Emissionen an Ammoniak im Abgas 
eine Massenkonzentration von 30 mg/m3 nicht überschreiten (§ 9 der 44. BlmSchV). 

3.8 
Der Betreiber hat gemäß § 31 Abs. 1 der 44. BlmSchV innerhalb von vier Monaten nach -der 
Inbetriebnahme der Blockheizkraftwerke die erforderlichen Messungen zur Ermittlung der 
Massenkonzentrationen der. o. g. Luftschadstoffe vornehmen zu lassen. Die Vorgaben des § 31 
Absätze 3 bis 6 und 9 der 44. BlmSchV sind hierbei zu beachten. 

3.9 
Der Betreiber hat über die Ergebnisse der Einzelmessungen einen Messbericht zu erstellen und 
der zuständigen Behörde unverzüglich vorzulegen(§ 31 Abs. 6 der 44.BlmSchV). 

3.10 
Der Betreiber hat vor Inbetriebnahme der Blockheizkraftwerke für die o. g. Messungen zur Fest­
stellung der Emissionen sowie zur Ermittlung der Bezugs- • oder Betriebsgrößen Messplätze 
einzurichten. Die Messplätze sollen ausreichend groß, leicht begehbar und so beschaffen sein, 
dass repräsentative und einwandfreie Messungen gewährleistet sind(§ 27 der 44. BlmSchV) . 
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3.11 
Bei Verbrennungsmotoranlagen, die mit Oxidationskatalysatoren ausgestattet sind, hat der 
Betreiber Nachweise über den kontinuierlichen effektiven Betrieb des Katalysators zu führen 
(§ 24 Abs. 6 der 44. BlmSchV). 

3.12 
Der Betreiber einer Verbr~nnungsmotoranlage hat Nachweise über die dauerhafte Einhaltung der 
Emissionsgrenzwerte für Stickstoffoxide, zum Beispiel über den kontinuierlichen effektiven Betrieb 
der Abgasreinigungseinrichtung, zu führen. Der Betreiber einer Gasmotoranlage nach dem Mager­
gasprinzip hat die ·Emissionen an Stickstoffoxiden im Abgas jedes Motors mit geeigneten 
qualitativen Messeinrichtungen wie beispielsweise NOx-Sensoren als Tagesmittelwert zu 
überwachen. · 

3.13 
Der Betreiber einer Anlage hat bei'einer Betriebsstörung an einer Abgasreinigungseinrichtung oder 
bei ihrem Ausfall unverzüglich die erforderlichen Maßnahmen für einen ordnungsgemäßen Betrieb 
zu ergreifen. Er hat den Betrieb der Anlage einzuschränken oder sie außer Betrieb zu nehmen, 
wenn ein ordnungsgemäßer Betrieb nicht innerhalb von 24 Stunden sichergestellt werden kann. 
In jedem Fall hat er die zuständige Behörde unverzüglich,· spätestens jedoch irmerhalb von 48 
Stunden nach dem Zeitpunkt des Eintretens der Betriebsstörung oder des Ausfalls, zu unter­
richten . 

. Bei Ausfall einer Abgasreinigungseinrichtung darf eine Anlage während eines Zeitraums von zwölf 
aufeinanderfolgenden Monaten höchstens 400 Stunden ohne diese Abgasreinigungseinrichtung 
betrieben werden. 

WWE 1 und WWE 2 (Gas:..ßrennwertkesse/) 

3.14 
Der Betreiber hat sicherzustellen, dass Gasfeuerungsanlagen bei Einsatz von Gasen der 
öffentlichen Gasversorgung und von Flüssiggas so errichtet und betrieben werden, dass 

1. die Emissionen an Kohlenmonoxid im Abgas eine Massenkonzentration von 80 mg/m3 nicht 
überschreiten; 

2. die Emissionen an Stickstoffmonoxid und Stickstoffdioxid im Abgas eine Massenkonzen-
tration von 0, 10 g/m3

, angegeben als Stickstoffdio~id, nicht überschreiten. 

Die Emissionsgrenzwerte beziehen sich auf das Volumen des Abgases im Normzustand (273, 15 
K und 101,3 kPa) na~h Abzug des Feuchtegehaltes an Wasserdampf und auf einen Volumen­
gehalt an Sauerstoff im Abgas von 3 Prozent. 

3.15 
Der Betreiber hat bei Feuerungsanlagen mit einer Feuerungswärmeleistung von weniger als 
20 MW die Emissionen an Stickstoffmonoxid und Stickstoffdioxid, anzugeben als Stickstoffdioxid, 
und Kohlenmonooxid alle drei Jahre zu ermitteln , 

3.16 
Der Betreiber hat gemäß § 31 Abs .. 1 der 44. BlmSchV innerhalb von vier Monaten nach der 
Inbetriebnahme der Heizkessel die erforderlichen Messungen zur Ermittlung der Massen­
konzentrationen der o. g. Luftschadstoffe vornehmen zu lassen. Die Vorgaben des§ 31 Absätze 
3 bis 6 und 9 der 44. BlmSchV sind hierbei zu beachten. · 

3.17 . 
Der Betreiber hat vor Inbetriebnahme der Heizkessel für die 6. g. Messungen zur Feststellung der 
Emissionen sowie zur Ermittlung der Bezugs- oder Betriebsgrößen Messplätze einzurichten. Die 
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Messplätze sollen ausreichend groß, leicht begehbar und so beschaffen sein, dass repräsentative 
und einwandfreie Messungen.gewährleistet sind(§ 27 der 44. BlmSchV). 

3.18 . 
Der Betreiber hat über die Ergebnisse der Einzelmessungen einen Messbericht zu erstellen und 
der zuständigen Behörde unverzüglich vorzulegen(§ 31 Abs. 6 der 44. BlmSchV). 

4. Hinweise zum Arbeitsschutz 

Errichtungsphase 

4.1 
Soweit die Dauer der Beschäftigung mehr als 30 Tage und mehr als 20 Beschäftigte gleichzeitig 
tätig werden (bzw. der Umfang der Arbeiten mehr als 500 Personentage überschreitet), ist die 
Einrichtung der Baustelle der zuständigen Behörde (hier: Landesdirektion Sachsen, Abt. 
Arbeitsschutz, Dienststelle Leipzig) als Vorankündigung zu übermitteln. Die Vorankündigung ist 
sichtbar auf der Baustelle auszuhängen und bei erheblichen Änderungen anzupassen. 

4.2 
Für eine Baustelle, auf der Beschäftigte mehrerer Arbeitgeber tätig werden, sind ein oder mehrere 
geeignete Koordinatoren zu bestellen, die die Aufgaben nach § 3 Abs. 2 und 3 BaustellV wahrzu­
nehmen haben. 

4.3 
Für die auf der Baustelle Beschäftigten müssen geeignete Baustelleneinrichtungen zur Verfügung 
gestellt werden, die zu ihrer Bemessung, Einrichtung und Ausstattung den Anforderungen des 

· aktuellen Arbeitsstättenrechts entsprechen. · 

4.4 
Bei Erdbauarbeiten für die Fundamente, aus denen sich im besonderen Maße Gefährdungen für 
Beschäftigte ergeben können, sind geeignete Sicherheitsvorkehrungen zu treffen. Insbesondere 
müssen die Arbeiten von weisungsbefugten Personen beaufsichtigt werden. Mit Sicherheitsauf­
gaben betraute Personen dürfen während des Sicherungseinsatzes keine anderen Tätigkeiten 
ausüben. 

5. Hinweise zum Abfall- und Bodenschutz 

Nebenprodukt 

5.1 
§ 4 Abs. 1 KrWG benennt die Voraussetzungen für die Einstufung eines Stoffs oder Gegenstands 
als Nebenprodukt. Danach muss vor allem sichergestellt werden, dass der Stoff oder Gegenstand 
weiterverwendet wird, ohne dass hierfür eine besondere, über eiri industrielles Verfahren hinaus­
gehende Vorbehandlung erforderlich ist. Der Stoff öder Gegenstand muss als integraler Bestand­
teil im Herstellungsprozess erzeugt werden und rechtmäßig im Einklang mit den einschlägigen 
Produkt-, Umwelt- und Gesundheitsschutzanforderungen sowie ohne schädliche Auswirkungen 
auf Mensch und Umwelt verwendet werden können. Des Weiteren ist zu beachten, dass bei 
grenzüberschreitender Verbringung eines Stoffes oder Gegenstandes bestimmte Genehmigungs-
erfordernisse zu beachten sind. · · 

' \..,. \ . 
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Für den Nachweis als Nebenprodukt sind mindestens nachfolgende Unterlagen zwingend zur 
Prüfung in Bezug auf die Erfüllung der Voraussetzungen nach § 4 KrWG der Abfall-/Bodenschutz­
behörde vorzulegen: 

• Handelsverträge zwischen Betreiber.und Abnehmern, 
• Qualitäts- und Quantitätsnachweise, . 
• ggf. Nachweis über die grenzüberschreitende Verbringung. 

Es handelt sich hierbei um keine abschließende Aufzählung der einzureichenden Unterlagen, so 
dass weitere Dokumentationen/Informationen von der Behörde eingefordert werden können. 

Abfallerzeuger 

5.2 
Die zur Verwertung oder Beseitigung verpflichteten Abfallerzeuger kennen Dritte mit der Erfüllung 
ihrer Pflichten beauftragen (§ 22 Satz 1 KrWG). Zu diesen Pflichten zählen die ordnungsgemäße 
und . schadlose Entsorgung oder Abfallbeseitigung (§§ 7 Abs. 3 und 15 Abs. 2 KrWG). Die 
Verantwortlichkeit des Abfallerzeugers für die Erfüllung der Pflichten bleibt so lange bestehen, bis 
die Entsorgung endgültig und ordnungsgemäß abgeschlossen ist. Die beauftragten Dritten 
müssen über die erforderliche Zuverlässigkeit verfügen (§ 22 Satz 2 und 3· KrWG). 

Bodenschutzrecht 

5.3 
Das Flurstück 751/2 der Gemarkung Lindena_u ist im Sächsischen Altlastenkataster (SALKA) unter 
der Altlastenkennziffer 65511006 registriert und gehört als Teilfläche zum ehern. Buchbinderei­
maschinenwerk Brehmer. Das Flurstück unterliegt seit Ende des 19. Jahrhunderts einer intensiven 
gewerblichen Nutzung. 

Werden bei der Vorbereitung oder im laufenden Betrieb der Anlage umweltrelevante Sachverhalte 
mit Auswirkungen auf das Schutzgut Boden festgestellt oder verursacht, · ist das Amt für 
Umweltschutz, Sachgebiet Abfall-/Bodenschutzbehörde unverzüglich zu informieren. Von der 
Behörde wird dann der weitere Verfahrensweg festgelegt, der vom Bauherrn zu realisieren ist. 

6. Wasserrechtliche Hinweise 

6.1 
Durch Sachverständige festgestellte gefährliche Mängel an der Anlage sind unverzüglich zu 
beseitigen. Bei der Feststellung von geringfügigen Mängeln sind diese innerhalb von sechs 
Monaten zu beseitigen. Der Nachweis der Mängelbeseitigung.bzw. deren Vollzugsbestätigung hat ' 
gegenüber der Stadt Leipzig, Amt für Umweltschutz, Sachgebiet Wasserbehörde zu erfolgen (vgl. 
§ 48 AwSV). 

6.2 
überirdische Anlagen der Gefährdungsstufe . C (Schmierölversorgung BHKW 1 und Schmieröl­
versorgung BHKW 2) dürfen nur von einem Fachbetrieb eingebaut, unterhalten, instandgesetzt, 
gereinigt und stillgelegt werden . Nach 45 Abs.1, Pkt. 2 AwSV dürfen oberirdische Anlagen zum 
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen der Gefährdungsstufe C einschließlich der zu ihnen 
gehörenden Anlagenteile nur von Fachbetrieben nach § 62 AwSV errichtet, von innen gereinigt, 
instandgesetzt und stillgelegt werden. Abweichend hiervon müssen Tätigkeiten an Anlagen oder 
Anlagenteilen, die keine unmittelbare Bedeutung für die Anlagen-sicherheit haben, nicht von 
Fachbetrieben ausgeführt werden. 
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6.3 
Es ist eine Anlagendokumentation zu führen, in der die wesentlichen Informationen (,iber die 
Anlage (Aufbau und zur Abgrenzung der Anlage, eingesetzte Stoffe, Bauart und Werkstoffe der · 
Anlagenteile, Sicherheitseinrichtungen und Schutzvorkehrungen) enthalten sind (vgl. § 43 AwSV). 

6.4 
Der Betreiber hat eine Betriebsanweisung vorzuhalten, die einen Überwachungs-, 
Instandhaltungs- und Notfallplan enthält und Sofortmaßnahmen zur Abwehr nachteiliger 
Veränderungen der Eigenschaften von Gewässern festlegt. Der Betreiber hat die Einhaltung der 
Betriebsanwei·sung und deren Aktualisierung sicherzustellen. Das Betriebspersonal ist regelmäßig 
und in angemessenen Zeitabständen, mindestens jedoch einmal jährlich, zu unterweisen, wie es 
s'ich laut Betriebsanweisung zu verhalten hat (§ 44 AwSV). 

6.5 
Auftretende Störungen, _ die Gewässer bzw. Wasserversorgungs- bzw. Abwasseranlagen 
beeinträchtigen können, sind unverzüglich der Stadt Leipzig, Amt für Umweltschutz, Sachgebiet 
Wasserb~hörde anzuzeigen. Nach § 24 Abs. 2 AwSV hat wer eine Anlage betreibt, befüllt, entleert, 
ausbaut, stilllegt, instand hält, instand setzt, reinigt, überwacht oder überprüft, das Austreten 
wassergefährdender Stoffe in einer nicht nur unerheblichen Menge unverzüglich der zuständigen 
Behörde oder einer Poli;zeidienststelle anzuzeigen.· Die Verpflichtung besteht auch bei dem 
Verdacht, dass wassergefährdende . Stoffe in einer nicht nur unerheblichen Menge bereits 
ausgetreten sind, wenn eine Gefährdung eines Gewässers oder von Abwasseranlagen nicht aus­
zuschließen ist. 

6.6 
Der Betreiber einer Anlage zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen ist verpflichtet, eine 
behördliche Überwachung der Anlage zu dulden. Nach § 107 SächsWG sind die Bediensteten und 

· · die Beauftragten der Wasserbehörden befugt, zur Durchführung ihrer Aufgaben Grundstücke zu 
betreten. Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten haben die nach diesem Gesetz erlaubnis­
oder bewilligungsbedürftigen oder anzeigepflichtigen Anlagen und die damit zusammen­
hängenden Einrichtungen zugänglich zu machen. 

V. 
Kostenentscheidung 

1. 
Die Kosten des Verfahrens trägt die CG Energiemanagement GmbH als Antragstellerin. 

2. 
Für den immissionsschutzrechtlichen Teil der Genehmigung wird eine Gebühr von 11.291,80 EUR 
erhoben '. · 

3. 
Für den bauordnungsrechtlichen Teil der Genehmigung wird eine Gebühr von 3.167 EUR erhoben. 

4. 
Die Auslagen betragen 2,61 EUR. 

5. 
Der Gesamtbetrag in Höhe von 14.461,41 EUR ist mit Zustellung dieses Bescheides unter Angabe 
des Vertragsgegenstandes 508170220173 über eine der auf Seite 1 des Bescheides angege­
benen Bankverbindungen bis zum Fälligkeitstag 27.02.2022 einzuzahlen. 
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Hinweis 
Geht die Zahlung nach dem Fälligkeitstag ein, entstehen Ihnen gegebenenfalls Kosten durch 
Mahngebühren und Säumniszuschläge. 

Begründurig Kostenentscheidung 

lmmissionsschutzrechtliche Gebühr 

Die Gebührenfestsetzung beruht auf §§ 1, 3, 4, 6, 9, 10, 13, 15 und 18 des Verwaltungskosten­
gesetzes des Freistaates Sachsen (SächsVwKG) in Verbindung mit § 1 des Zehnten Sächsischen 
Kostenverzeichnisses -- 10. SächsKVZ - und der in der Anlage unter der lfd. Nr. 54, Immissions­
schutz, bezeichneten Tarifstelle 1.2. Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb von Anlagen 
nach § 4 Abs. 1 Satz 1 BlmSchG im vereinfachten Verfahren nach § 19 Abs. 1 BlhlSchG. 

Die Gebührenrechnung basiert auf den von der Antragstellerin angegebenen Kosten in Höhe von 
5.721.466,88 EUR und errechnet sich nach Tarifstelle 1.2 wie folgt: 

TS 1.2 
TS 1.1 

TS 1.1.5 

75 Prozent der Gebühr nach Tarifstelle 1.1 
Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb von Anlagen nach § 4 Abs. 1 Satz 1 
BlmSchG bei Errichtungskosten der Anlage in Höhe 
von über 2.556.000 EUR 13.473 EUR 
zuzüglich 0,05 Prozent der 2.556.000 EUR übersteigenden Errichtungskosten 

1.582,73 EUR 

0,75 x [13.473 + 0,0005 x (5.721.466,88 - 2.556.000)] = 11-.291,80 EUR 

Die Verwaltungsgebühr für die den immissionsschutzrechtlichen Teil beträgt 11.291,80 EUR. 

Erstreckt sich das Verfahren zugleich auf andere behördliche Entscheidungen nach 
§ 13 BlmSchG, erhöht sich die Gebühr um die für diese Entscheidungen zu erhebenden Ge­
bühren, hier die bauordnungsrechtliche Gebühr. 

Bauordnungsrechtliche Gebühr 

Gemäß der Zehnten Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums der Finanzen über die 
Bestimmung der Verwaltungsgebühren und Auslagen (10. SächsKVZ) - lfd. Nr. 17 - Baurecht ist 
für die Baugenehmigung, die nach § 13 BlmSchG in der Genehmigung nach § 4 BlmSchG einge­
schlossen ist, folgende Gebühr zu erheben: 

Tst. 4.1 .1 (Erteilung einer Baugenehmigung für Sonderbauten): 2.567 EUR 

[Berechnung auf Grundlage der angegebenen Rohbaukosten: 301.658 EUR 
8,50 EUR je angefangene 1.000 EUR Rohbausumme = 8,50 x 302 = 2.567 EUR] 

Tst. 6.3.1 (Zulassung von Abweichungen): 
300 EUR für die bauordnungsrechtliche Prüfung zzgl. 300 EUR für den wirtschaftlichen Nutzen 

= 600 EUR 

2.567 + 600 EUR = 3.167 EUR 
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Die vorstehende Gebühr umfasst auch die planungsrechtliche Bewertung des Vorhabens, die 
durch das Stadtplanungsamt vorgenommen wird. , 

Die Summe der bauordnungsrechtlichen Prüf- und Bearbeitungsgebühren beträgt 3.167 EUR. 

Auslagen 

Nach § 13 Abs. 1 Nr. 2 SächsVwKG entstehen Auslagen durch die Zustellung des Bescheides. 
Die Auslagen für die Postzustellungsurkunde betragen 2,61 EUR. 

Gesamtkosten 

Die Kosten des Verfahrens betragen insgesamt 14.461,41 EUR. 

VI. 
Begründung 

Antragsgegenstand 

Die CG Energiemanagement. GmbH hat mit Schreiben vom 05.05.2022, eingegangen am 
06.05.2022, vollumfänglich überarbeitet mit Unterlagen vom 28.07.2022, eingegangen am 
08.08.2022, vervollständigt mit den Ergänzungsunterlagen vom 14.10.2022, 23.11.2022 bzw. 
28.11 .2022 die Genehmigung für die Errichtung und den Betrieb einer Energiezentrale mit einer 
Gesamtfeuerungswärmeleistung von bis zu 5,616 MW (davon 2,256 MW in Verbrennungs­
motoranlagen) am Standort Karl-Heine-Straße 107b, 04229 Leipzig, Gemarkung Lindenau, 
Flurstück 751/2 ·entsprechend dem in Abschnitt II. genannten Umfang beantragt. Als Brennstoff 
kommt Erdgas aus dem Netz der öffentlichen Versorgung sowie auf Basis von Erdgas 
umgewandelter Wasserstoff zum Einsatz. Als Nebeneinrichtung der Energiezentrale wurde daher 
die Errichtung und der 3-jährige Betrieb einer Versuchsanlage (Methan-Plasmalyse-Anlage) zur 
Herstellung von Stoffen oder Stoffgruppen durch chemische, biochemische oder biologische 
Umwandlung in industriellem Umfang zur Herstellung von Wasserstoff (26,7 kg/h) beantragt. 

Die CG Energiemanagement GmbH hat mit dem Antrag auf Neugenehmigung gleichzeitig die 
Zulassung des vorzeitigen Beginns gemäß § 8a Abs. 1 BlmSchG für vorbereitende Maßnahmen 
für die Errichtung der Anlage, Um- bzw. Neubau des baurechtlich beantragten Gebäudeumbaus 
sowie die Errichtung der Apparate und Aggregate der Anlage inkl. Verrolirung beantragt. Dieser 
Antrag wurde mit Schreiben vom 14.12.2022 zurückgezogen. 

Anlagen zur Erzeugung von Strom und Warmwasser in einer Verbrennungseinrichtung (wie 
Kraftwerk, Heizkraftwerk, Heizwerk, Gasturbinenanlage, Verbrennungsmotoranlage, sonstige 
Feuerungsanlage), ausgenommen Verbrennungsmotoranlagen für · Bohranlagen und 
Notstromaggregate, durch den Einsatz von naturbelassenem Erdgas, Flüssiggas, Gasen der 
öffentlichen Gasversorgung oder Wasserstoff mit einer Feuerungswärmeleistung von 1 MW bis 
weniger als 20 MW, bei Verbrennungsmotoranlagen oder Gasturbinenanlagen bedürfen einer 
immissionsschutzrechtlichen Genehmigung nach § 4 BlmSchG in Verbindung mit § 1 und Ziffer 
1.2.3.2V des Anhang_s 1 der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions­
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen - 4. BlmSchV). 

Anlagen zur Herstellung von Stoffen oder Stoffgruppen durch chemische Umwandlung in 
industriellem Umfang zur Herstellung von Gasen wie Wasserstoff bedürfen einer 
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immissionsschutzrechtlichen Genehmigung nach § 4 BlmSchG in Verbindung mit § 1 und Ziffer 
4.1.12GE des Anhangs 1 der 4. BlmSchV. 

Die Zuständigkeit der Stadt Leipzig als untere Immissionsschutzbehörde für die beantragte 
Genehmigung ergibt sich nach § 2 Abs. 1 de·s Ausführungsgesetze$ zum Bundes-lmmiss_ions­
schutzgesetz und zum Benzinbleigesetz (AGlmSchG) i. V. m. Verordnung des Sächsischen 
Staatsministeriums für Umwelt und Landwirtschaft über Zuständigkeiten zur Ausführung des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes, des Benzinbleigesetzes, des Treibhausgas-Emissions­
handelsgesetzes und der aufgrund dieser Gesetze ergangenen Verordnungen (Sächsische 
lmmissionsschutz-Zuständigkeitsverordnung ~ SächslmSchZuVO). 

Das Verfahren wurde entsprechend den geltenden Regelungen der §§ 4, 10, 19 BlmSchG sowie 
den dazu in der 9. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 9 .. BlmSchV) erlassenen Grundsätzen durch­
geführt. 

Entscheidung der UVP-Vorprüfung: 

Die Energiezentrale ist Nr. 1.2.3.2 S und die Methan-Plasmalyse-Anlage ist Nr. 4.2 A der Anlage 
1 gern. Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) zuzuordnen. Demnach ist für das 
Vorhaben gern. § 7 Abs. 2 UVPG eine standortbezogene Vorprüfung zur Feststellung der UVP­
Pflicht durchzuführen. · 

Die Vorprüfung der Stadt Leipzig hat ergeben, dass eine UVP-Pflicht nicht vorliegt, weil das 
Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen haben kann. 

Folgende Gründe werden für das Nichtbestehen der UVP-Pflicht nach der zweistufigen Prüfung 
gern. § 7 Abs. 2 nach Anlage 3 zum Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung als wesentlich 
angesehen. Das Vorhaben befindet sich ih einem Gebiet mit hoher Bevölkerungsdichte im Sinne 
des § 2 Abs. 2 Nr. 2 des Raumordnungsgesetzes (ROG), sodass · besondere örtliche 
Gegebenheiten vorliegen. So war unter Berücksichtigung der in Anlage 3 des UVPG aufgeführten 
Kriterien zu prüfen, ob das Vorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, die 
die besondere Empfindlichkeit oder die Schutzziele des Gebiets betreffen und die nach § 25 Abs. 
2 UVPG zu berücksichtigen wären: 

Gemäß der Immissionsprognose der GICON Großmann Ingenieure Consult GmbH (Berichts­
nummer: L220061-01, Stand 12.10.22) sind Umweltverschmutzung und Belästigung sowie Risiken 
für die menschliche Gesundheit durch Verunreinigung der Luft nicht zu erwarten. Es werden die 
.relevanten lmmissionsg~enzwerte für NO2 gemäß Nr . .4.2.2 der TA Luft eingehalten. Weiterhin 
werden die lrrelevanzschwellen für die Stickstoff- und Säuredeposition nach Anhang 8 der TA Luft 
im Bereich der nächstgelegenen Natura2000-Gebieten deutlich unterschr_itten. Gemäß der 
vorliegenden Schallimmissionsprognose der GICON Großmann Ingenieure Consult GmbH 
(Berichtsnummer: M220016-02, Stand 12.10.22) sind Lärmbelästigungen nicht zu erwarten. Es 
werden die Immissionsrichtwerte an den nächstgelegenen Immissionsorten unter 
Berücksichtigung der Vorbelastung eingehalten. Es wird durch das Vorhaben eine. Fläche von insg. 
451 m2 in Anspruch genommen, wobei die Baumaßnahme im Bereich bestehender Gebäude 
erfolgt und keine zusätzliche Versiegelung verursacht. Es handelt sich um eine deutlich 
anthropogen vorgeprägte Fläche im innerstädtischen Bereich. Durch das Vorhaben wird nicht in 
natürliche Gewässer eingegriffen. Es resultieren keine Veränderungen . bezüglich der 
Entwässerung des Niederschlagswassers am Standort. Beim Betrieb der Anlage fallen keine 
produktionsbedingten Abwässer an. Bei Einhaltung der Regeln der Technik ist eine Gefährdung 
von Grundwasser und Oberflächengewässern nicht zu besorgen. Mit der Errichtung der 
Energiezentrale erfolgen Eingriffe in den Boden mit intensiver gewerblicher Vornutzung nur in sehr 
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begrenztem Umfang. Die anfallenden geringen Abfallmengen werden ordnungsgemäß verwertet 
und entsorgt. Naturschutzrechtliche und denkmalschutzrechtliche Belange sind nicht betroffen. 
Es wird kein Betriebsbereich ausgebildet und die Anlage liegt nicht innerhalb eines angemessenen 
Sicherheitsabstands zu anderen Betriebsbereichen. Der Standort befindet sich nicht in einem 
ausgewiesenen Überschwemmungsgebiet. Erhebliche Risiken von Störfällen, Unfällen und 
Katastrophen - auch bedingt durch den Klimawandel und seinen Folgen - sind somit nicht zu 
besorgen. Eine Heizungsanlage für eine ObJektversorgung · mittels BHKW und Kesselanlage 
unterliegt, · sofern sie nicht im Überschwemmungsgebiet liegt, keinen klimabedingten Einflüssen. · 
Hitze- und Trockenperioden führen zu einer bedarfsgerechten Abschaltung der Anlage. Sicher­
heitstechnische Abschaltungen (z. B. Drucksicherheitsventil, Sicherheitstemperaturwächter) sind 
vorhanden. Im Falle einer Störung oder Netzausfalles erfolgt die Ventilverschließung der Gas­
zufuhr und die automatische Spülung der Methan-Plasmalyse-Anlage und des Kohlenstoff­
abscheiders mittels Stickstoff. Dieses lnertgas und ggf. vorhandenes Wasserstoff-Gasvolumen 

· wird über entsprechende Abblaseleitungen ins Freie geleitet. Weitere Hauptventile (nc) schließen 
' automatisch. · · 

Im Ergebnis der Vorprüfung war festzustellen, dass . durch das Vorhaben keine nachteiligen. 
Umweltauswirkungen zu erwarten sind und damit keine Verpflichtung zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung besteht 

Genehmigungsverfahren 

Der Firma CG Energiemanagement GmbH beantragte mit den Unterlagen vom 05.05.2022, 
eingegangen am 06.05.2022, vollumfänglich überarbeitet mit Unterlagen vom 28.07.2022, 
eingegangen am 08.08.2022, vervollständigt mit den Ergänzungsunterlagen vom 14.10.2022, 
23.11.2022 bzw. 28.11 .2022 (eingegangen am 18.10.2022, 23.11.2022 bzw. 28.11.2022) die 
Genehmigung einer Energiezentrale (Neuanlage gern. Nr. 1.2.3.2 V des Anhangs 1 der 4. 
BlmSchV) mit einer Versuchsanlage Methan-Elektrolyse zur H2-Herstellung als Nebeneinrichtung 
(gern. Nr. 4.1.12EG des Anhangs 1 i. V. m. § 2 Abs. 3 der 4. BlmSchV) im Rahmen eines 
vereinfachten Verfahren gern. §§ 4 und 19 BlmSchG. · 

Mit Schreiben vom 14.10.2022, Posteingang im Amt für Umweltschutz am 18.10.2022, wurden die 
Unterlagen ergänzt und waren für die Bescheidung formal vollständig. 

Das Verfahren wurde entsprechend § 10 BlmSchG sowie den _dazu in der 9. Verordnung zur 
Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungs­
verfahren - 9. BlmSchV) erlassenen Grundsätzen durchgeführt. Der Aritrag und die dazu einge­
reichten Unterlagen wurden gemäß§ 10 Abs. 5 BlmSchG den Behörden, deren Aufgabenbereich 
durch das Vorhaben berührt wird, durch die Genehmigungsbehörde zur Stellungnahme 
übergeben. 

Folgende Ämter und Behörden wurden im Genehmigungsverfahren beteiligt und zur 
Stellungnahme aufgefordert: 

Stadt Leipzig, Stadtplanungsamt 
Stadt Leipzig, Amt für Bauordnung und Denkmalpflege 
Stadt Leipzig , Branddirektion 
Stadt Leipzig, Verkehrs- und Tiefbauamt 
Stadt Leipzig , Amt für Umweltschutz mit den Sachgebieten Abfall-/Bodenschutzbehörde, 
Wasserbehörde, Naturschutzbehorde und Immissionsschutzbehörde 
Landesdirektion Sachsen, Referat 54, Betriebssicherheit 

Bei der behördlichen Prüfung wurden die allgemeinen Genehmigungsgrundsätze beachtet. Die 
Antrags!-'nterlagen wurden gemäß § 4 Abs. 1 BlmSchG i. V. m. § 2 Abs. 1 Nr. 2 der 4. BlmSchV 
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in einem vereinfachten Verfahren nach § 19 BlmSchG geprüft. Die Prüfung durch die am 
Verfahren beteiligten Behörden hat ergeben, dass keine öffentlich-rechtlichen Einwände gegen 
das Vorhaben erhoben werden. 

Entscheidung 

Die Genehmigung wird erteilt, da bei Beachtung der Nebenbestimmungen unter Abschnitt III. 
dieses Bescheides, die aufgrund des § 12 Abs." 1 BlmSchG auferlegt werden konnten, sicherge­
stellt ist, dass die Voraussetzungen der§§ 5 und 6 i. V. m. § 4 BlmSchG erfüllt sind. 

Prüfung der Genehmigungsvoraussetzungen 

Im Einzelnen wird, soweit die gesetzliche Grundlage derbehördlichen Forderung nicht bereits mit 
der Nebenbestimmung benannt wird, zu den Genehmigungsvoraussetzungen und der Begrün­
dung der Nebenbestimmungen Folgendes ausgeführt: 

Das beantragte Vorhaben erfüllt die Voraussetzungen des § 5 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BlmSchG zum 
. Schutz 'und zur Vorsorge vor schädlichen Umwelteinwirkungen und sonstigen Gefahren. 
Die Anlage wird unter Vorsorgegesichtspunkten des § 5 Abs. 1 Nr. 2 BlmSchG entsprechend dem 
Stand der Technik betrieben. 

Luftreinhaltung - Geruchsimmissionen 

Wesentliche Betriebseinheiten der o. g. Energiezentrale sind: 
• 2 x Heizkessel je 1,68 MW Feuerungswärmeleistung (Y\/WE 1 und WWE 2) 
• 1 erdgasbetriebenes BHKW mit Magermotor, elektrische Leistung: 450 kWe1 

(BHKW 1) 
• 1 erdgas-/wasserstoffbetriebenes BHKW mit Magermotor, elektrischen Leistung: 

450/ 360 kW (BHKW 2) 
• 1 x Methan-Plasmalyse-Anlage (MEA) als Versuchsanlage mit 292 kW) 

Die Feuerungswärmeleistung eines erdgasbetriebenen BHKW beträgt 1.128 kW, die des Wasser­
stoff-BHKW 892 kW. 
Die BHKW können jeweils sowohl Erdgas als auch Wasserstoff verarbeiten. Später (nach 
erfolgreichem Betreiben der Versuchsanlage) ist geplant, ein zunächst noch erdgasbetriebenes 
BHKW dauerhaft mit Wasserstoff zu beschicken. Gemäß dem Antragsgegenstand ist ein BHKW 
ausschließlich im Erdgasbetrieb und ein BHKW sowohl im Erdgasbetrieb als auch im Wasserstoff-
betrieb geplant. · 
Die MEA ist dafür ausgelegt, bei erfolgreichem bestimmungsgemäßen Betrieb eiri BHKW 
vollständig mit Wasserstoff zu versorgen/auszulasten. Zusammen mit den Kesselanlagen weist 
die Energiezentrale 5,616 MW FWLim reinen Erdgasbetrieb auf bzw. wenn ein BHKW mit Wasser­
stoff betrieben wird 5,38 MW. Die BH KW-Module erzeugen neben der Abwärme außerdem Strom, 
der in die Niederspannungshauptverteilung gespeist wird. 

Die Abgase der BHKW und WWE werden über einen Schornstein mit einer Bauhöhe von 26 m 
abgeleitet. L 

Die Immissionsprognose über Luftschadstoffe für die Energiezentrale der GICON-Großmann 
Ingenieur Consult GmbH v. 0~ .08.2022 belegt mit den beantragten Emissionsbegrenzungen und 
bei Einhaltung der 44. BlmSchV, dass schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren 
durch luftgetragene Schadstoffe verhindert und die Anforderungen zur Vorsorge gegen schädliche 
Umwelteinwirkungen erfüllt werden. · 
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Lärmschutz 

Es wurde eine Schallimmissionsprognose der Energiezentrale der GICON-Großmann Ingenieur 
Consult GmbH vom 12.10.2022 vorgelegt, in der die zu erwartenden Geräuschimmissionen in der 
umliegenden, - schützenswerten Nachbarschaft unter Berücksichtigung der . Vorbelastung 
berechnet wurden. Durch das Vorhaben werden dre Immissionsrichtwerte an _einem maßgebenden 
Immissionsort um max. 1 dB(A) im Nachtzeitraum überschritten. Somit sind keine schädlichen 
lärmbedingten Umwelteinwirkungen zu besorgen. 

Gewässerschutz 

Es fällt kein produktionsbedingtes Abwasser an. Zusätzliche Versiegelungen werden durch das 
Vorhaben nicht verursacht, es resultieren daher keine Veränderungen an der Entwässerung des 
Niederschlagswassers am Standort. Im Zusammenhang mit Errichtung und Betrieb des 
Heizhauses werden Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen angezeigt bzw. 
errichtet. Die wasserbehördliche Prüfung ergab, dass das Vorhaben am o. g. Standort zulässig 
ist und keine standortbegründeten Bedenken bestehen. Negative Umweltauswirkungen auf das 
Schutzgut Wasser sind bei ordnungsgemäßem Betrieb der Anlage nicht zu erwarteo. 

Störfallrelevanz und Sicherheit 

Das Vorhaben unterliegt nicht der Störfallverordnung. 

Maßnahmen zum Arbeitsschutz sind vorgesehen. -

Abfallrecht 

Die beim bestimmungsgemäßen Betrieb anfallenden nicht vermeidbaren Abfälle, wie Altöl Und 
ölverschmutzte Betriebsmittel werden durch die jeweilige Wartungsfirma fachgerecht entsorgt. 

Sparsamer und effizienter Umgang mit Energie 

Nach § 5 Abs. 1 Nr. 4 BlmSchG ist es die Pflicht der Betreiber genehmigungsbedürftiger Anlagen 
Energie sparsam und effizient zu verwenden. 

Gemäß den Antragsunterlagen wird für die Kessel ein Gas-Brennwertgerätetyp verwendet. Die 
BHKW-Abgaswärme wird bis zu einer Temperatur von 120 °C genutzt. Die bei der Methan­
Plasmalyse-Anlage anfallende Abwärme wird im Nahwärmenetz _ auf unterschiedlichen 
Temperaturniveaus genutzt. Aus dem Prozess notwendig abzuführende Niedertemperaturwärme 
wird über einen Wärmepumpenprozess ebenfalls energetisch verfügbar gemacht. 

Betriebseinstellung 

Die Erfüllung der Pflichten nach einer Betriebseinstellung nach § 5 Abs. 3 BlmSchG ist gemäß 
Kapitel 8.1 des Antrages sichergestellt: 

Für den Fali der Einstellung des Betriebes der Anlage verpflichtet sich die CG Energiemanagement 
GmbH die Anlage so stillzulegen, dass keine schädlichen Umwelteinwirkungen, sonstige 
Gefahren, erheblichen Nachteile und erheblichen Belästigungen hervorgerufen werden und 
vorhandene Abfälle ordnungsgemäß und schadlos verwertet oder beseitigt werden. 

Bei Betriebsstillegung wird die Anlagenaggregate geleert und Abfallstoffe fachgerecht entsorgt. 
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Entscheidung über einen Ausgangszustandsbericht 

Bei der Anlage handelt es sich auch um eine Anlage gemäß Art. 10 i. V. m. Anhang 1. der IED­
Richtlinie. Für eine Anlage nach Nr. 4.1.12 des Anhangs 1 zur 4. BlmSchV wird daher gern. § 4a 
Abs. 4 der 9. BlmSchV i. V. m. § 10 Abs. 1 a BlmSchG ein Bericht über den Ausgangszustand 
gefordert, wenn relevante gefährliche Stoffe verwendet, erzeugt oder freigesetzt werd.en und somit 
eine mögliche Verschmutzung des Bodens und Grundwassers durch den Betrieb der Anlage zu 
befürchten ist(§ 3 Abs. 10 BlmSchG). Mit einem Bericht über den Ausgangszustand soll der Stand 
der Boden- und Grundwasserverunreinigung vor Aufnahme des Anlagenbetriebes bzw. der 
Anlagenänderung festgehalten werden. Damit soll sichergestellt werden, dass der Betrieb einer 
Anlage keine Verschlechterung der Qualität von Boden und Grundwasser bewirkt. In der bean­
tragten Anlage werden zwar gefährliche Stoffe (Stoffe oder Gemische gemäß Artikel 3 der 
Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 (CLP-Verordnung)) i.S. d. § 3 Abs. 9 BlmSchG gehandhabt, die 
zuständige Behörde kommt jedoch zu dem Schluss, dass die tatsächlichen Mengen, Nutzung in 
geschlossenen Kreisläufen und entsprechende Sicherungsvorrichtungen die Gewähr bieten, dass 
während des gesamten Betriebszeitraums relevante Einträge in Boden und Grundwasser ausge­
schlossen und Verschmutzungen unmöglich sind. Aus diesem Grund ist die Erstellung und Vorlage 
eines Ausgangszustandsberichts nicht notwendig. 

Planungsrecht 

Das Vorhaben befindet sich im unbeplanten .Innenbereich. 

Die Eigenart der näheren Umgebung entspricht keinem Gebiet gemäß BauNVO. Es handelt sich 
um eine sogenannte Gemengelage nach § 34 Abs. 1 BauGB. Diese ist geprägt durch das Neben­
einander verschiedener gewerblicher Nutzungen mit unterschiedlichem Störgrad und sehr 
untergeordnet Wohnnutzungen. Das Vorhaben befindet sich im ausschließlich gewerblichen 
Bereich dieser Gemengelage und fügt sich nach der Art der Nutzung ein. Das Vorhaben fügt sich 
bezüglich Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstücksfläche, die überbaut 

. werden soll, in die Eigenart der näheren Umgebung ein. Die Anforderungen an gesunde Wohn­
und Arbeitsverhältnisse bleiben gewahrt. Das Ortsbild wird nicht beeinträchtigt. 

Das Vorhaben wurde hir:,sichtlich § 172 Abs. 3 bis 5 BauGB geprüft (Erhaltungssatzung 
"Plagwitz"). Durch das Vorhaben wird die städtebauliche Gestalt nicht beeinträchtigt, sodass das 
Einvernehmen gemäß § 173 Abs. 1 BauGB erteilt wird. 

Bauordnungsrecht 

Zustimmung zum Bauvorhaben 

Das Vorhaben ist nach · § 59 Abs. 1 SächsBO genehmigungspflichtig, da in den 
§§ 60-62, 76 und 77 SächsBO nichts Anderes bestimmt ist. Die Genehmigung nach dem 
BlmSchG ersetzt die Baugenehmigung: Dem Bauvorhaben stehen aus bauordnungsrechtlicher 
Sicht keine öffentlich-rechtlichen Vorschriften entgegen, die im Verfahren zu prüfen waren (§ 72 
Abs. 1 SächsBO), wenn die Nebenbestimmungen eingehalten werden. Die Prüfung der 
bauordnungs-rechtlichen Belange erfolgt nach § 64 SächsBO. 

zur Abweichung nach § 67 SächsBO 

Der beantragten Abweichung gern. § 67 Abs. 1 SächsBO zu den Abstandsflächen wird 
zugestimmt. Die Abstandsfläche überschneidet sich mit der Abstandsfläche des straßen­
begleitenden Gebäudes. Es handelt sich hierbei um zwei Gebäude, die auf dem gleichen Flurstück 

) 
/ 

,· 

.,.,--:-\~e· h;) - •t;:,,', 
'-"" , ;.·' 



36.11 .02.02-2022/003775 Seite 25 von 36 

befindlich sind. Der Abstand der beiden Gebäude beträgt mehr als 5 m (10,73 m). Belichtung, 
Belüftung und Besonnung sind daher nicht beeinträchtigt. Auch der Abstand bzgl. 
Brandüberschlag von 5 m ist eingehalten. Zudem besteht bereits jetzt im Bestaf)d eine 
Abstandsflächenüberdeckung. Daher kann der Abweichung zugestimmt werden. 

Begründung allgemeiner Nebenbestimmungen 

Mit den allgemeinen Nebenbestimmungen (NB) 1.1 bis 1. 7 unter Abschnitt 111 dieses Bescheides 
wird abgesichert, dass die Anlage antragsgemäß errichtet bzw. geändert wird, die Auflagen dieses 
Bescheides erfüllt werden und die Überwachungs_behörden ihrer Aufsichtspflicht nach 
§ 52 Abs. 1 BlmSchG nachkommen können. · 

Die Nebenbestimmungen NB .1.2 und 1.3 finden ihre Rechtsgrundlage zudem in § 5 BlmSchG 
i. V. m. § 12 Abs. 1 BlmSchG. Sie sirid erforderlich, um den Beginn der erforderlichen Über­
wachung entsprechend § 52 BlmSchG festzustellen. Weiterhin sind diese Zeitpunkte zur Über­
wachung im Sinne des § 18 BlmSchG erforderlich. 

Die Errichtung und der Betrieb von Anlagen, die im Anhang zur 4. BlmSchV aufgeführt sind, 
bedürfen unabhängig von ihrer Zweckbestimmung· einer immissionsschützrechtlichen Genehmi­
gung. Für Versuchsanlagen, für die kein Verfahren mit Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem 
UVPG durchzuführen ist, wird in § 2 Abs. 3 der 4. BlmSchV jedoch eine Verfahrenserleichterung 
geschaffen. Damit soll dem Umstand Rechnung getragen werden, dass der technische Fortschritt 
behindert werden kann , wenn jede Weiterentwicklung durch u. U. langwierige Genehmigungs­
verfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung verzögert werden kann. Von § 2 Abs. 3 der 4. BlmSchV 
werden nur Anlagen erfasst, die ausschließlich oder überwiegend der Entwicklung und Erprobung 
neuer Verfahren, Einsatzstoffe, Brennstoffe oder Erzeugnisse dienen. Versuchsanlagen sind nur 
Anlagen, die als solche ausschließlich oder überwiegend Versuchszwecken dienen. Das bedeutet, 
dass sie ihrer Art nach für die Durchführung· von Versuchen bestimmt sein müssen. Werden in 
einer Anlage, die zu Produktionszwecken errichtet worden ist, zeitweise (und in dieser Zeit 
ausschließlich oder überwiegend) Versuche durchgeführt, so wird die Anlage damit nicht 
automatisch zu einer Versuchsanlage. Der Entwicklung Und Erprobung neuer Verfahren, 
Einsatzstoffe, Brennstoffe oder Erzeugnisse dient eine Anlage nur, solange in technischer Hinsicht 
Unklarheiten bestehen und diese durch den Betrieb der Anlage beseitigt werden sollen. § 2 Abs. 3 
der 4. BlmSchV ist nicht anwendbar, wenn lediglich wirtschaftliche Fragen gelöst werden sollen. 

Versuchsanlagen sind nur Anlagen, die als solche ausschließlich oder überwiegend Versuchs­
zwecken dienen. Das bedeutet, dass sie ihrer Art nach für die Durchführung von Versuchen 
bestimmt sein müssen. Der Annahme einer Versuchsanlage steht es niclit entgegen, dass die bei 
ihrem Betrieb anfallenden Produkte (hier: Kohlenstoff und Wasserstoff als Brennstoff für die Strom­
und Wärmeerzeugung) wirtschaftlich verwertet werden. Entscheidend ist, dass der Zweck der 
Anlage ausschließlich oder überwiegend auf die Entwicklung und Erprobung neuer Verfahren, 
Stoffe oqer Erzeugnisse ausgerichtet ist. 

Der Betreiber plant in den drei Betriebsjahren der Versuchsanlage die: 

• Entwicklung/Erprobung von MSR Technik im Zusammenspiel mit einzelnen Anlagen­
komponenten (5 Monate) 

• Erprobung unterschiedlicher Betriebszustände der MEA und ihrer Anlagenteile (19 Mo-
nate) 

• Erprobung des Zusammenwirkens verschiedener Anlagenkomponenten (8 Monate) 
• Überprüfung der Materialabnutzung und des Verschleißes der MEA (36 Monate) 
• Beprobung versch. Verfahrenstechnischer Parameter im Teillastbetrieb (11 Monate) 
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Der Zweck der ausschließlich oder überwiegend auf die Entwicklung und Erprobung a.usge­
richtet~n Anlage ist durch die entsprechenden Halbjahresberichte darzulegen. 

· Die Brennstoffbereitstellungsleistung der Versuchsanlage entspricht der Feuerungswärmeleistung 
des wass~rstoffbetriebenen BHKW. Somit entsprechen die maximal möglichen Stunden des 
Wasserstoffbetriebs des BHKW auch den Betriebsstunden der Versuchsanlage. Etwaige 
geringfügige Verschiebungen durch Einspeicherung des erzeugten Brenngases durch den 3 x 12 
x 50 1 Speicher (speichert lediglich etwas mehr als eine Produktionsstunde der Versuchsanlage) 
sind über einen Zeitraum von 12 Monaten irrelevant. Ein Betrieb des BHKW mit Wasserstoff (und 
damit auch der Betrieb der Versuchsanlage) ist immer nur dann uneingeschränkt möglich, wenn 
die thermische Leistung des BHKW (372 kWth) und die thermische LeistuRg der Versuchsanlage 
(138 kWth) als Nutzwärme (510 kWth) abgeführt werden können·. Die Entkopplung des Wärme­
bedarfs von der Wasserstofferzeugung mittels Notkühler ist nur für den Fall vorgesehen, wenn bei 
wärmegeführter BHKW-Abschaltung die Versuchsanlage nachlaufen muss weil die System­
steuerung nicht optimal funktioniert und kann hier somit außer Acht gelassen werden. 

Die Übermittlung der geforderten Betriebswerte in bearbeitbarer Form erlaubt der zuständigen 
Überw·achungsbehörde zusätzlich die Überprüfung. Somit ist durch die Erfüllung der Neben­
bestimmung NB 1.8 eine Überprüfung möglich, dass es skh jedenfalls um eine Versuchsanlage 
handelt. 

Die NB 1.9 sichert die korrekte Abgrenzung der Versuchsanlage und die antragsgemäße Betriebs­
dauer. 

Begründung einzelner Nebenbestimmungen zum Brandschutz- und Bauordnungsrecht 

zu Bedingung Standsicherheit (NB. 2. 1) _ 

Der Standsicherheitsnachweis sowie die sonstigen bautechnischen Nachweise können der 
Bauaufsichtsbehörde gern. § 7 Abs. 4 DVOSächsBO spätestens bei Baubeginn vorgelegt werden: 
Die Prüfberichte über die Bauüberwachung sind der Bauaufsichtsbehörde gern. § 15 
DVOSächsBO spätestens mit der Anzeige nach § 82 Abs. 2 der Sächsischen Bauordnung 
(SächsBO) vorzulegen. 

zu NB2.2 

Nach § 72 Abs. 3 SächsBO kann die Baugenehmigung unter Auflagen, Bedingungen und dem 
Vorbehalt der nachträglichen Aufnahme, Änderung oder ~rgänzung einer Auflage sowie befristet 
erteilt werden. 

zu NB 2.3 bis 2.5 

Nach § 66 Abs. 3 SächsBO ist der Brandschutznachweis (Satz 3) und der Standsicherheits­
nachweis (Satz 2) für das Bauvorhaben bauaufsichtlich zu prüfen. Die im Prüfbericht geforderten 
Maßnahmen dienen der Einhaltung der-Schutzziele nach§§ 12 und 14 SächsBO und sind daher 
in die Baugenehmigung zu übernehmen. · 

lmmissionsscliutzrechtliche Nebenbestimmungen 

Die Belange des Immissionsschutzes wurden von der Stadt Leipzig als untere Immissionsschutz­
behörde geprüft. 
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Die genannten Nebenbestimmungen beruhen auf § 12 BlmSchG. Die Nebenbestimmungen sind 
zur Sicherstellung der in § 6 Abs. 1 BlmSchG gen.annten Genehmigungsvoraussetzungen 
erforderlich. Sie basieren auf der Technischen Anleitung zur Reinhaltung der Luft (Erste 
Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz - TA Luft) und der 
Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm (Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum 
Bundes-Immissionsschutzgesetz - TA Lärm). 

Luftreinhaltung 

Die NB 3.1 bis 3.3 entsprechen den Anforderungen der Nr. 5.3.2.2 der TA Luft vom 18.08.2021 . 

Die NB 3.4 und 3.5 dienen zur Konkretisierung der Anforderungen, die sich aus § 20 Abs. 2 sowie 
§ 24 Abs. 7 der 44. BlmSchV ergeben. Die CO-Konzentration ist ebenfalls kontinuierlich zu 
messen, um hier den effektiven kontinuierlichen Betrieb der Oxidationskatalysatoren nachweisen · 
zu können. Die CO-Messung ist bei Erdgas-BH KW im Stadtgebiet Leipzig Praxis. So können auch 
z. B. Herstellfehler bei Katalysatoren schnell erkannt werden. Bei hohen Kohlenmonooxid­
emissionen wird in der Regel der Forinaldehydgrenzwert (krebserregender Stoff) überschritten. So 
ist insbesondere im städtischen dicht bebauten Gebieten eine kontinuierliche CO-Messung 
·zweckmäßig um hier schnell Fehlfunktionen des Katalysators zu erkennen. 

Die NB 3.5 und 3.6 dienen weiterhin zur Erfüllung der Betreiberpflichten nach § 20 Abs. 3 und 4 
der 44. BlmSchV. 

Die NB 3. 7 und 3.8 sollen repräsentative und nachvollziehbare Messergebnissen der NOx- und 
CO-Sensorik gewährleisten. 

Die Dokumentation der · emissionsrelevanten Parameter gemäß NB 4.9 und 4.10 soll die 
Überwachung des emissionsseitig konformen Betriebs ermöglichen und somit die Einhaltung der 
Pflichten die sich für den Betreiber aus § 52 Abs.2 BlmSchG ergeben sicherstellen. 

Die Auflagen zum Steuerungssystem gemäß NB 3.11 sollen insbesondere dazu führen, dass 
fehlerhafte Änderungen von emissionsrelevanten Paramater im Steuerungssystem vermieden 
werden. Diese Auflagen dienen somit ebenfalls zur Einhaltung des § 20 Abs. 2 sowie § 24 Abs. 7 

. der 44. BlmSchV. 

Die Festlegung zur Mündungshöhe gemäß NB 3.12 erfolgte nach Nr. · 5.5.2.1 der TA Luft. Eine 
entsprechende Schornsteinhöhenberechnung der GICON Großmann Ingenieur Consult GmbH 
(Berichtsnummer S220016-01 , Stand: 12.10.22) wurde mit den Antragsunterlagen vorgelegt. 

Lärmschutz 

Die Auflagen zum Lärmschutz ergeben sich aus§ 5 BlmSchG i. V. m. der TA Lärm Nr. 3 und 6.1 . 
Sie ergeben sich außerdem aus der zum Genehmigungsantrag vorgelegten Schallimmissions­
prognose des Ingenieurbüros GICON, Bericht Nr. : M220016-02 vom 12.10.2022 und aus dem 
Gebot zur gegenseitigen Rücksichtnahme § 15 BauNVO. 

Die in Auflage 3.13 festgelegten und einzuhaltenden Lärmimmissionswerte entsprechen den für 
den bestimmungsgemäßen Betrieb der Anlage erforderlichen Beurteilungspegeln unter 
Berücksichtigung der Gutachterannahmen der Schallimmissionsprognose der Fa. GICON, Bericht 
Nr. M220016-02 vom 12.10.2022. Nicht genannte Immissionsorte befinden sich nach TA Lärm 
Punkt 2.2 nicht im Einwirkungsbereich der Anlage, da die dort maßgebenden Beurteilungspegel 
mehr als 10 dB unter dem jeweiligen Immissionsrichtwert, nach Nr. 6.1 TA Lärm, liegen. Dies gilt 
auch für den Tagzeitraum der schutzbedürftigen Wohnungen in der Karl-Heine-Straße 109. 
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Am vom Lärm stark betroffenen Immissionsort Karl-Heine-Straße 109 - Wohnen wurde die 
Lärmvorbelastung konkret ermittelt, da der berechnete Beurteilungspegel im Nachtzeitraum 
lediglich 1 dB unter dem für Mischgebiete maßgebenden Immissionsrichtwert liegt. Gemäß TA 
Lärm Punkt 3.2.1 ist eine Ermittlung der Vorbelastung erforderlich, wenn der Beurteilungspegel 
der Zusatzbelastung (hinzukommende Belastung- hier Betrieb des Energie- und 
Nahwärmeversorgungszentrums) weniger als 6 dB unter dem immissionsrichtwert der Gesamt­
belastung liegt. Im Ergebnis berechnet sich für den Immissionsort Karl-Heine-Straße 109 eine . 
Überschreitung des Immissionsrichtwertes um 1 dB. Gemäß Nr. 3.2.1 TA Lärm soll für die zu 
beurteilende Anlage die Genehmigung wegen einer Überschreitung der Immissionsrichtwerte 
aufgrund der Vorbelastung auch dann nicht versagt werden, wenn dauerhaft sichergestellt ist, dass 
diese Überschreitung nicht mehr als 1 dB beträgt. In der Schallimmissionsprognose wird weiterhin 
darauf verwiesen, dass zur Berechnung der Schallimmissionen der Zusatzbelastung sowie der 
Vorbelastung konservative Ansätze gewählt worden sind, sodass eine Prognosesicherheit 
besteht. 

' Überschreitungen durch kurzzeitige Geräuschspitzen nach TA Lärm Punkt 6.1 sind nicht zu 
erwarten. 

Die Auflage-3.14 entspricht dem Vorsorgeprinzip nach§ 5 BlmSchG in Verbindung mit Punkt 3.3. 
TA Lärm. 

Die Auflagen 3.15 bis 3.19 resultieren aus der zum Genehmigungsantrag vorgelegten Schall­
immissionsprognose und dienen der Einhaltung der in Auflage 3.13 genannten Immissionswerte. 

Die Auflage 3.20 im Hinblick auf eine Abnahmemessung unter repräsentativen Betriebs­
bedingungen ist angezeigt, weil in der Schallimmissionsprognose eine Vielzahl von Annahmen 
getroffen werden, die beim bestimmungsgemäßen, repräsentativen . Betrieb der Anlage mess­
technisch zu bestätigen sind. Darüber hinaus kann eine Prognose trotz sorgfältiger Erarbeitung 
immer mit Unsicherheiten behaftet sein. Weiterhin sind am Immissionsort die Immissionsrichtwerte 
ausgeschöpft, sodass fehlerhaft installierte/laufende Schallquellen unmittelbar zu einer Über­
schreitung führen würden. 

Nebenbestimmungen zum Arbeitsschutz 

Gesetzliche Grundlage der NB 4.1 bis 4.8 ist § 3a Absatz t und 2 ArbStättV und die jeweils 
genannten Abschnitte des Anhanges zur ArbStättV i. V. m. den aufgeführten Arbeitsstättenregeln. 
Die genannten Arbeitsstättenregeln konkretisieren im Rahmen ihres Anwendungsbereiches die 
Anforderungen der Arbeitsstättenverordnung. Bei Einhaltung der Arbeitsstattenregeln ist davon 
auszugehen, dass die diesbezüglichen Anforderungen der Arbeitsstättenverordnung erfüllt sind 
(Vermutungswirkung). Aus arbeitsschutzrechtlicher Sicht ist die Durchsetzung der Forderungen 
der genannten Arbeitsstättenregeln angeordnet worden, um sicherzustellen, dass es bei dem 
Vorhaben zu keinen Gefährdungen der Sicherheit und der Gesundheit der Beschäftigten kommt. 
Abweichungen von den genannten Arbeitsstättenregeln wurden von der Antragstellerin nicht 
beantragt. 

Gesetzliche Grundlage der NB 4.9 bis 4.11 sind die jeweils aufgeführten Regelungen der 
GefStoffV. Diese Nebenbestimmungen konkretisieren diese Sicherheitsanforderungen für das 
beantragte Vorhaben zum Schutz der Beschäftigten vor Brand- und Explosionsgefahren. 
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Gesetzliche Grundlage der NB 4.12 bis 4.15 sind die jeweils aufgeführten Regelungen der 
BetrSichV. Die NB konkretisieren die Informations- und Prüfpflichten des Arbeitgebers für das 
beantragte Vorhaben zum Schutz der Beschäftigten vor anlagenbedingten Gefahren. 

Nebenbestimmungen zum _Abfall- und Bodenschutz'recht 

Die Nebenbestimmung 5.1 konkretisiert sich aus § 5 Abs. 1 Nr. 3 BlmSchG in Verbindung mit 
§ 7 KrWG ergebenden Pflichten zur ordnungsgemäßen und schadlosen Verwertung der im 
Prozess -anfallenden Abfälle. Die Entsorgung der anfallenden Abfälle hat unter Beachtung der §§ 
7, 9 und 15 KrWG zu erfolgen. Danach sind Abfälle getrennt zu erfassen, umweltverträglich zu 
behandeln, ordnungsgemäß und schadlos zu verwerten oder gemeinwohlverträglich zu 
beseitigen. 

Erzeuger und Besitzer von Abfällen sind gemäß §·7 Abs. 2 und Abs. 4 KrWG verpflichtet, diese in 
erster Linie zu verwerten. Die Pflicht zur Verwertung ist einzuhalten, soweit dies technisch möglich 
und wirtschaftlich zumutbar ist. Abfälle, die nicht verwertet werden, sind gemäß § 9 KrWG getrennt 
zu halten und zu behandeln und gemeinwohlverträglich zu beseitigen (§ 15 KrWG). 

Die Verwertung erfolgt ordnungsgemäß, wenn sie im Einklang mit den Vorschriften des Kreislauf­
wirtschaftsgesetzes und anderer öffentlich-rechtlicher Vorschriften steht (§ 7 Abs. 3 
Satz 2 KrWG). Sie erfolgt schadlos, wenn nach der Beschaffenheit der Abfälle, dem Ausmaß der 
Verunreinigung und der Art der Verwertung Beeinträchtigungen des Wohls der Allgemeinheit (vgl. 
§ 15 Abs. 2 KrWG) nicht zu erwarten sind und insbesondere keine Schadstoffanreicherung im 
Wertstoffkreislauf erfolgt(§ 7 Abs. 3 Satz 3 KrWG). 

Je nach Verbleib des Kohlenstoffes sind die Anforderungen nach dem KrWG zu erfüllen. Wird der 
Kohlenstoff als Abfall entsorgt, so obliegt .dem Abfallerzeuger bzw. -besitzer der Nachweis der 
ordnungsgemäßen und schadlosen Abfallverwertung und somit auch die Zuordnung von Abfällen 
anhand der Abfallverzeichnisverordnung (AW). Wird der Kohlenstoff durch den Hersteller als 
Nebenprodukt angesehen, ergeben sich weitere Pflichten bzw. Mindestanforderungen gemäß 
§ 4 KrWG, die gegenüber der zuständigen Behörde nachzuweisen sind. Da zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt die Klärung hinsichtlich des Verbleibs des Kohlenstoffs sich offen gestaltet, ist dies 
jedoch bis spätestens zur Inbetriebnahme der Anlage gegenüber der Behörde darzulegen und 
nachzuweisen. Die Mindestanforderung nach § 4 KrWG sind den abfallrechtlichen Hinweisen zu 
entnehmen und zu erfüllen. Dies sichert NB 5.2. 

Nach § 49 Abs. 3 KrWG i. V. m. § 24 Abs. 2 der Nachweisverordnung (NachwV) besteht für die 
Erzeuger von gefährlichen Abfällen eine obligatorische Registerpflicht. Das Register ist auf 
Verlangen gern. NB 5.3 der zuständigen Behörde vorzulegen, oder Angaben aus diesen Registern 
mitzuteilen(§ 49 Abs. 4 KrWG).Das Register ist nach§ 49 Abs. 5 KrWG mindestens drei Jahre 
aufzubewahren. Die Aufbewahrungsfrist der Übernahmescheine im Register beträgt gemäß § 25 
Abs. 1 NachwV mindestens 3 Jahre, jeweils vom Datum ihrer Einstellung in das Register 
angerechnet. Die Übernahmescheine sind vom Erzeuger spätestens zehn Kalendertage nach 
Erhalt nach Abfall-arten getrennt und ·in zeitlicher Reihenfolge geordnet abzuheften und in die 
Register einzustellen (§ 24 Abs. 3 Satz 1 NachwV). Auch bei gefährlichen Abfallmengen < 2 Ua 
unterliegt der Abfallerzeuger (hier: CG Energiemanagement GmbH) der Dokumentationspflicht 
über deri Verbleib seiner Abfälle (vgl. § 2 Abs. 2 NachwV). In diesem Fall sind die Übernahme­
scheine in das Register einzustellen und drei Jahre aufzubewahren. 
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Wasserrechtliche Nebenbestimmungen: 

Es fällt kein produktionsbedingtes Abwasser an. Zusätzliche Versiegelungen werden durch das 
Vorhaben nicht verursacht, es resultieren daher keine Veränderungen an der Entwässerung des 
Niederschlagswassers am Standort. 

Im Zusammenhang mit Errichtung und Betrieb des Heizhauses werden folgende Anlagen zum 
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen angezeigt bzw. errichtet: 

Anlage/ Stoff Volumen der Anlage 
Bezeichnung 

BHKW1 
Schmierölversorgung Altöl/Frischöl 2,09 m3 

BHKW2 
Schmierölversorgung . Altöl/Frischöl 2,09 m3 

BHKW1 
Harnstofftank Harnstofflösung 2 m3 

BHKW2 
Harnstofftank Harnstofflösung 2 m3 

* abweichende Einstufung zu den Antragsunterlagen 

WGK~Wassergefährdungsklasse, GFS-Gefährdungsstufe . 

WGK GFS der 
Anlage 

. 
3* C 

3* C 

1 A 

1 A 

Es wird ein Gebinde (IBC-Behälterj mit max. 1.000 1 Frischöl zur Schmierölversorgung aufgestellt, 
das Altöl wird in einem Behälter mit max. 1.000 1 gesammelt. Im (internen) Schmierölkreislauf des 
Motors befindet sich eine max. Füllmenge von 90 1. Die eingesetzten IBC-Hehälter verfügen jeweils 
über eine integrierte Auffangwanne. Aus den Rohrleitungs- und Instrumentenfließbilder (Anlage 
3.8.3) der Antragsunterlage geht hervor, dass es Rohrleitungen von den Vorrats-/Lagerbehältern 
des Schmierölsystems zu den BHKW gibt. Nach§ 14 Abs. 6 der Verordnung über Anlagen zum 
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) ist ein Behälter, in dem wassergefährdende 

· Stoffe weder hergestellt noch behandelt werden, . der jedoch in engem fUnktionalen 
Zusammenhang mit einer Herstellungs-, Behandlungs- oder Verwendungsahlage steht, Teil dieser 
Anlage. Damit sind die Gebinde und der Schmieröl-kreislauf des Motors als eine Anlage 
abzugrenzen. Es . wurde daher in Abweichung zu den Antrags-unterlagen Formulare 11 .2 bis 
11.5 die Schmierölversorgung der einzelnen BHKW als eine Anlage im Sinne der AwSV 
betrachtet. Mit einer Gesamtmenge von 2.090 . 1 Öl/Altöl · und der maßgeblichen Wasser­
gefährdungsklasse WGK 3 ist der Schmierölkreislauf einer GFS C zuzuordnen . 

. . 

Für den ordnungsgemäßen Betrieb des Verbrennungsmotors muss dieser gekühlt werden. Die 
Gesamtfüllmenge an Motorkühlwasser (Wasser-Glysantin-Gemisch) im Kreislauf beträgt laut den 
Ausführungen der Antragsunterlagen 198 1. Damit unterliegt der Kühlkreislauf (< 220 1 Volumen) 
nach § 1 AwSV nicht dem Anwendungsbereich der Verordnung. 

Nach § 46 i. V. m. Anlag~ 5 AwSV sind oberirdische Anlagen mit flüssigen wassergefährdenden 
Stoffen der Gefährdungsstufe C vor Inbetriebnahme oder nach einer wesentlichen Änderung und 
wiederkehrend alle fünf Jahre auf ihren ordnungsgemäßen Zustand prüfen zu lassen. Diese 
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Prüfungen dürfen nach§ 47 AwSV nur von Sachverständigen gern. NB 6.1 durchgeführt werden. 
In den Antragsunterlagen werden hinsichtlich .der Befüllung und Entleerung der IBC-Behälter für 
Alt- und Frischöl keine Ausführungen gemacht. Falls die Behälter nicht in Abhängigkeit vom 
Füllstand komplett ausgetauscht, sondern durch Ta_nkfahrzeuge befüllt bzw. entleert werden ist 
durch den Sachverständigen der Sachverhalt NotwendigkeiWorhandensein Abfüllfläche im 
Prüfprotokoll festzuhalten. 

Nach § 17 Abs. 1 Satz 3 AwSV müssen Anlagen so geplant und errichtet werden, beschaffen sein 
und betrieben werden, dass austretende wassergefährdende Stoffe schnell und zuverlässig 
erkannt und zurückgehalten sowie ordnungsgemäß entsorgt werden; dies gilt auch für 
betriebsbedingt auftretende Spritz- und Tropfverluste. Dies sichert NB 6.2. 

Zusammenfassung 

Gemäß § 6 Abs.1 BlmSchG ist eine Genehmigung zu erteilen, wenn sichergestellt ist, dass die 
sich aus § 5 BlmSchG ergebenden Pflichten erfüllt werden und andere öffentlich-rechtliche 
Vorschriften und Belange des Arbeitsschutzes der Errichtung und dem Betrieb der Anlage nicht 
entgegenstehen. 

Das beantragte Vorhaben erfüllt die Voraussetzungen des § 5 Abs. 1 Nr. 1 BlmSchG zum Schutz 
vor schädlichen Umwelteinwirkungen und sonstigen Gefahren. 

Die Vorsorgegesichtspunkte des § 5 Abs. 1 Nr. 2 BlmSchG sind entsprechend dem Stand der 
Technik erfüllt. 

Die Pflichten des § 5 Abs. 1 Nr. 3 BlmSchG zur Vermeidung von Abfällen, Verwertung nicht zu 
vermeidender Abfälle und zur Beseitigung nicht zu verwertender Abfälle ohne Beeinträchtigung 
des Wohls der Allgemeinheit sind nach Maßgabe der Antragsunterlagen und der festgelegten 
Nebenbestimmungen erfüllt. 

Der energieeffiziente Betrieb nach § 5 Abs. 1 Nr. 4 BlmSchG wird aufgezeigt. 

Die Erfüllung der Pflichten na~h einer Betriebseinstellung entsprechend § 5 Abs. 3 BlmSchG ist 
gemäß der Beschreibung in Register 2 Kapitel 9 (Maßnahmen im Falle der Betriebseinstellung) 
des Antrages sichergestellt. 

Die Überprüfung der Antragsunterlagen durch die o. g. beteiligten ·Behörden und die Genehmi­
gungsbehörde hat ergeben, dass unter Beachtung der in diesem Besc_heid enthaltenen Neb.en­
bestimmungen sowie der Hinweise die Genehmigungsvoraussetzungen des§ 6 BlmSchG erfüllt 
sind und Gefahren, Nachteile oder erhebliche Belästigungen für die Nachbarschaft und die 
Allgemeinheit sowie die Entstehung von schädlichen Umwelteinwirkungen nicht zu befürchten sind 
(vgl. § 5 Abs. 1 Nr. 1 BlmSchG). . 

Der Antragsteller hat ein Recht auf den begehrten Genehmigungsbescheid, wenn die Betreiber­
pflichten nach § 5 BlmSchG · eingehalten werden können (§ 6 Abs. 1 Nr. 1 BlmSchG) und der 
Genehmigung des Betriebes der Anlage andere öffentlich-rechtliche Vorschriften und Belange des · 
Arbeitsschutzes nicht entgegenstehen (§ 6 Abs.1 Nr. 2 BlmSchG). 

Dem Antrag auf Erteilung der Genehmigung der Energiezentrale (Anlage zur Erzeugung von 
Strom und Warmwasser in einer Verbrennungseinrichtung durch den Einsatz von Gasen der 
öffentlichen Gasversorgung oder Wasserstoff mit einer Feuerungswärmeleistung von 1 MW bis 
weniger . als 20 . MW, bei Verbrennungsmotoranlagen oder Gasturbinenanlagen) mit einer 

· Gesamtfe!Jerungswärmeleistung von bis zu 5,616 MW am Standort Karl-Heine-Straße 107b, 
04229 Leipzig, Geinarkung Lindenau, Flurstück 751/2 und der Nebenanlage mit 3-jährigem 
Versuchsbetrieb (Methan-Plasmalyse-Anlage) z_ur Herstellung von Stoffen oder Stoffgruppen 
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durch chemische, biochemische oder biologische Umwandlung in industriellem Umfang zur 
Herstellung von Wasserstoff (26, 7 kg/h) ist daher in dem diesen Bescheid zu Grunde liegenden 
Umfang im Ergebnis des Genehmigungsverfahrens stattzugeben. 

VII. 
Antragsunterlagen 

Der Entscheidung lagen nachfolgende Antragsunterlagen zugrunde. Sie sind Bestandteil dieses 
Bescheides. 

Inhalt Blatt- und 
Zeichnungsanzahl 

. Inhaltsverzeichnis zum Antrag 4 

Reg. 1 Antrag für eine Genehmigung oder eine Anzeige nach 24 
dem Bundes-lmmissionsschutzges.etz (BlmSchG), einschl. . 

- Kurzbeschreibung 
- Kostenübemahmenerklärung 
- Kurzstellungnahme vonBredow Valentin Herz zur 

Einordnung der MEA als Versuchsanlage 
- Versuchsprogramm Technikumsanlage Fa. 

Graforce 
- Gestattung Grundstückseigentümer 

1 

- Begründung Antrag § Ba BlmSchG 

Reg. 2 Lagepläne, einschl. 8 
- Topographische. Karte 1 :25.000 
- Liegenschaftskarte 1 :2000 
- Werkslage- und Gebäudeplan 1: 1000 
- Sonstiges 

Reg. 3 . Anlage und Betrieb 164 

Seschreibung der zum Betrieb erforderlichen technischen 
Einrichtungen und Nebeneindchtungen sowie der 
vorgesehenen Verfahren, einschl. 

- Anlagen- und Betriebsbeschreibung 
- Angaben zu verwendeten und anfallenden 

Energien 
- Gliederung der Anlage in Anlagenteile und 

Betriebseinheiten ~ Übersicht 
- Betriebsgebäude, Maschinen, Apparate und 

' Behälter 
- Angabe zu gehandhabten Stoffen inklusive 

Abwasser und Abfall und deren Stoffströmen 
- Sicherheitsdatenblätter der.gehandhabten Stoffe 
- Maschinenaufstellungspläne (Grundrisse 

Geräteaufstellung) 
- Maschinenzeichnungen 
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- Grundfließbild mit Zusatzinformationen nach DIN 
EN ISO 10628 (Versuchsanlage Abgrenzung) 

- Verfahrensfließbild nach DIN EN ISO 10628 
(Heizungsschema) 

- Rohrleitungs- und Instrumentenfließbilder (R+I) 
(Methan-Elektrolyse-Anlage, BHKW avus 500 plus, 
Lüftungsanlage 

- Sonstiges (Technische Daten BHKW, Gas-
Brennwertkessel, Brenner) 

Reg. 4 Emissionen und Immissionen im Einwirkungsbereich der 169 
Anlage 

' 
Art und Ausmaß aller luftverunreinigender Emissionen 
einschl. Gerüchen, die voraussichtlich von der Anlage 
ausgehen werden, einschl. 

- Schornsteinhöhenberechnung v. 01.08.2022 
- Immissionsprognose Luftschadstoffe v. 01..08.2022 
- Betriebszustand und Emissionen von staub-, gas-

und aerosolförmigen luftverunreinigenden Stoffen 
sowie Gerüchen 

- Quellenplan Emissionen von staub-, gas- und 
aerosolförmigen luftverunreinigenden Stoffen sowie 
Gerüchen 

- Quellenplan Schallemissionen / Erschütterungen 
- Schallimmissionsprognose v. 12.10.2022 
- Vorgesehene Maßnahmen zur Überwachung aller 

Emissionen 

Reg.5 Messung von Emissionen und Immissionen sowie 31 
Emissionsminderung 

Vorgesehene Maßnahmen zum Schutz vor und zur 
Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen, 
insbesondere zur Verminderung der Emissionen sowie zur 
Messung von Emissionen und lmmis$ionen, einschl. 

- Beschreibung SCR-Kat der BHKW 
- Techn. Information Emissions-Überwachung 
- Abluft-/Abgasreinigung (BHKW) 

Reg.6 Anlagensicherheit 7 

Reg. 7 Arbeitsschutz 37 

Vorgesehene Maßnahmen zum Arbeitsschutz 
Verwendung und Lagerung von Gefahrstoffen 
Explosionsschutz, Zonenplan einschl. 

- Explosionsschutzdokument v. 28.04.2022 

Reg . 8 Betriebseinstellung 1 
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Reg.9 Abfälle 8 

Reg . 10 Abwasser 4 

Allgemeine Angaben zur Abwasserwirtschaft 
Maßnahmen zur Vermeidung von Abwasser 
Maßnahmen zur Vermeidung der Abwasserströme 
Niederschlagsentwässerung 

Reg. 11 Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 94 

Beschreibung wassergefährdender Stoffe/Gemische, mit 
denen umgegangen wird 
Anlagen zum Lagern flüssiger wassergefährdender 
Stoffe/Gemische 

· Anlagen zum Herstellen, Behandeln und Verwenden 
wassergefährdender Stoffe/Gemische (HBV Anlagen) 
Sonstiges, einschl. 

- Fachbetriebsnachweis gern. WHG 
- Bescheinigung Ölauffangwanne 
- DIBt-Zulassung U 27-1.40.21-72/15 
- DIBt-Zulassung II 27-1.40.21-18/18 
- Berechnung Raumtemperatur Keller 

Reg. 12 Bauvorlagen und Unterlagen zum Brandschutz 

einschl. 
- Bauantrag nach § 68 SächsBO 
- Lageplan zum Bauantrag 
- Baubeschreibung 
- Statistik 
- Übereinstimmungserklärung 
- Erklärung des Tragwerkplaners zur Prüfpflicht des 

Vorhabens 
- Antrag auf Abweichung nach § 67 Abs. 1 SächsBO 
- Baulastenverzeichnis 
- Grundbuchauszug 
- Liegenschaftskarte 
- Stellungnahme Trinkwasserversorgung 
- . Stellungnahme Löschwasser 
- Fotodokumentation 
- Berechnungen 
- Brandschutzkonzept v. 28.04.2022 
- Übersicht Quartier A (A40 XXX 4 CGP ARC UEB 

XXX A493 01 F) 
- Grundriss UO1 (A40 XXX 4 CGP ARC GRU U01 

A402 01 F) 
- Grundriss E00 (A40 XXX 4 CGP ARC GRU E00 

A401 01 V) 
- Grundriss E01 (A40 XXX 4 CGP ARC GRU E01 

A403 01 V) 
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- Grundriss E02 (A40 XXX 4 CGP ARC GRU E02 
A404 01 F) 

- Dachaufsicht (A40 XXX 4 CGP ARC GRU DAA 
A405 01 F) 

- Schnitt A-A (A40 XXX 4 CGP ARC SCH A-A A411 
01 V) 

- Schnitt 8-8 (A40 XXX 4 CGP ARC SCH 8-8 A412 
01 F) 

.,. Ansicht Nord (A40 XXX 4 CGP ARC ANS NRD 
A423 01 F) 

- Ansicht Ost (A40 XXX 4 CGP ARC ANS OST A424 
01 F) 

- Ansicht Süd (A40 XXX 4 CGP ARC ANS SUD 
)\421 01 F) 

- Ansicht West (A40 XXX 4 CGP ARC ANS WST 
A422 01 F) 

Reg. 13 Natur-, Landschaft Lind Bodenschutz, einschl. 10 
- Angaben zum Betriebsgrundstück und zur 

Wasserversorgung sowie zu Natur, Landschaft und 
Bodenschutz 

Reg. 14 Umweltverträglichkeitsprüfung 56 

· Klärung des UVP-Erfordemisses 
Angaben zur Ermittlung· und Beurteilung der UVP-Pflicht 
für Anlagen nach dem BlmScliG 

. UVP-Pflicht oder Einzelfallprüfung 
Vorprüfung des Einzelfalls (,,A"- und „S"-Fall) gern. Anlage 
3 UVPG einschl. 

- Vorprüfung des Einzelfalls nach UVPG v. 
12.10.2022 

Reg. 15 Chemikaliensicherheit 1 

REACH-Pflichten 

Reg. 16 Anlagenspezifische Antragsunterlagen 2 

Angaben zu Feuerungsanlagen gern. 44. BlmSchV 

VIII. 
Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur 
Niederschrift bei der Stadt Leipzig Sitzanschrift in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4 - 6, 

.----~ 
·, 

;.\ 
;;-) 
/ 
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(Besucheranschrift: Amt für Umweltschutz, Prager Straße 118-136) Widerspruch eingelegt 
werden. Der Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß§ 3a Abs. 2 Verwaltungsver­
fahrensgesetz eingelegt werden. 

Hierfür stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung: 

1. Der Widerspruch kann unter umweltschutz@leipzig.de durch E-Mail oder über das 
besondere Behördenpostfach Stadt" Leipzig · - Allgemeiner Posteingang jeweils mit 
qualifizierter elektronischer Signatur gemäß .§ 3a Abs. 2 S. 2, 3 Verwaltungsverfahrens­
gesetz erhoben werden. 

2. Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch De-Mail in der Sende­
variante mit bestätigter sicherer Anmeldung gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben 
werden. 

im Auftrag 

A. Zerreich 
Sachgebietsleiter 
1 mmissionsschutzbehörde 

Anlagen 
Rechtsgrundlagen 
gesiegelte Antragsunterlagen 
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Rechtsquellen 

4. BlmSchV 

9. BlmSchV 

10. SächsKVZ 

44. BlmSchV 

AGlmSchG 

ArbStättV 

AW 

AwSV 

BauGB 

BauNVO 

BaustellV 

Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 31. Mai 2017 (BGBI. 1 S. 
1440), die durch Artikel 1 der Verordnung vom 12. Oktober 
2022 (BGBI. 1 S. 1799) geändert worden ist 

. Verordnung über das Genehmigungsverfahren in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 1992 (BGBI. 1 S. 
1001 ), die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 11. 
November 2020 (BGBI. 1 S. 2428) geändert worden ist 

Zehrite Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums der 
Finanzen über die Bestimmung der Verwaltungsgebühren 
und Auslagen (Zehntes Sächsisches Kostenverzeichnis - 10. 
SächsKVZ) vom 16. August 2021 

Verordnung über mittelgroße Feuerungs-, Gasturbinen- und 
Verbrennungsmotoranlagen vom 13. Juni 2019 (BGBI. 1 S. 
804), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 12. 
Oktober 2022 (BGBI. 1 S. 1801) geändert worden ist 

Ausführungsgesetz zum. Bundes-Immissionsschutzgesetz 
und zum Benzinbleigesetz vom 4. Juli 1994 (SächsGVBI. S. 
1281), das zuletzt durch das Gesetz vom 23. März 2022 
(SächsGVBI. S. 256) geändert worden ist 

Arbeitsstättenverordnung vom 12. August 2004 (BGBI. 1 S. 
2179), die zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22. 
Dezember 2020 (BGBI. 1 S. 3334) geändert worden 1st 

Abfallverzeichnis-Verordnung vom 10. Dezember 2001 
(BGBI. 1 S. 3379), die zuletzt durch A.rtikel 1 der Verordnung 
vom 30. Juni 2020 (BGBI. 1 S. 1533) geändert worden ist 

Verordnung über Anlagen zum Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen vom 18. April 2017 (BGBI. 1 S. 
905), die dt!fch Artikel 256 der Verordnung vom 19. J.uni 
2020 (BGBI. 1 S. 1328) geändert worden ist 

Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. 
November 2017 (BGBI. 1 S. 3634), das zuletzt durch Artikel 2 
der Verordnung vom 4. Januar 2023 (BGBI. 1 Nr. 6) geändert 
worden ist 

Baunutzungsverordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBI. 1 S. 3786), 
die durch Artikel 3 der Verordnung vom 4. Januar 2023 
(BGBI. 1 Nr. 6) geändert worden ist 

Baustellenverordnung vom 10. Juni 1998 (BGBI. 1 S. 1283), 
die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 19. Dezember 
2022 (BGBI. 2023 1 Nr. 1) geändert worden ist 

\., 
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BetrSichV 

BlmSchG 

De-Mail-Gesetz 

DVOSächsBO 

GefStofN 

KrWG 

NachwV 

ROG 

SächsBO 

SächsDSchG 

SächslmSchZuVo 

SächsVwKG 

SächsWG 

. B·etriebssicherheitsverordnung vom 3. Februar 2015 (BGBI. 1 
S. 49), die zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 27. Juli 
202.1 (BGBI. 1 S. 3146) geändert W<?rden ist 

Bundes-Immissionsschutzgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. 1 S. 1274; 2021 1 

S. 123), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 3 des Gesetzes 
vom 19. Oktober 2022 (BGBI. 1 S. 1792) geändert worden ist 

De-Mail-Gesetz vom 28. April 2011 (BGBI. 1 S. 666), das 
zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 10. August 4021 
(BGBI. 1 S. 3436) geändert worden ist 

Durchführungsverordnung zur SächsBO vom 2. September 
2004 (SächsGVBI. S. 427), die zuletzt durch Artikel 7 der 
Verordnung vom 12. April 2021 (SächsGVBI. S. 517) 
geändert worden ist 

Gefahrstoffverordnung vom 26. November 2010 (BGBI. 1 S. 
1643, 1644), die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 
2.1. Juli 2021 (BGBI. 1 S. 3115) geändert worden ist 

Kreislaufwirtschaftsgesetz vom 24. Februar 2012 (BGBI. 1 S. 
212), das zuletzt durch Artikel 20 des Gesetzes vom 10. 
August 2021 (BGBI. 1 S. 3436) geändert worden ist 

Nachweisverordnung vom 20. Oktober 2006 (BGBL I S. 
2298), die zuletzt durch Artikel 5 der Verordnung vom 28. 
April 2022 (BGBI. 1 S. 700) geändert worden. ist" 

Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBI. 1 S. 
2986), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Juli 
2022 (BGBI. 1 S. 1353) geändert worden ist 

Sächsische Bauordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 11 . Mai 2016 (SächsGVBI. S. 186), 
die zuletzt durch Artikel 24 des Gesetzes vom 20. Dezember 
2022 (SächsGVBI. S. 705) geändert worden ist 

Sächsisches Denkmalschutzgesetz vom 3. März 1.993 
(SächsGVBI. S. 229), das zuletzt durch Artikel 23 des 
Gesetzes vom 20. Dezember 2022 (SächsGVBI. S. 705) 
geändert worden ist 

Sächsische lmmissionsschutz-Zuständigkeitsverordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Dezember 2018 
(SächsGVBI. S. 831), die durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
.9. Februar 2022 (SächsGVBI. S. 144) geändert worden ist 

Sächsisches Verwaltungskostengesetz vom 5. April 2019 
(SächsGVBI. S. 245) 

Sächsisches Wassergesetz vom 12. Juli 2013 (SächsGVBI. 
S. 503), das zuletzt durch Artikel 12 des Gesetzes vom 20. 
Dezember 2022 (SächsGVBI. S. 705) geändert worden ist s-·,._c:.~:.:-, · 
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TA Lärm 

TA Luft 

UVPG 

VwVfG 

WHG . . 

sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes­
Immissionsschutzgesetz 
(Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm - TA Lärm) 
vom 26. August 1998 (GMBI Nr. 26/1998 S. 503), geändert 
durch Verwaltungsvorschrift vom 01.06.2017.(BAnz AT 
08.06.2017 B5) 

Neufassung der Ersten Allgemeinen Verwaltungsvor·schrift 
zum Bundes-Immissionsschutzgesetz 
(Technische Anleitung zur Reinhaltwng der Luft- TA Luft) 
vom 18. August 2021 (GMBI 2021 Nr. 48-54, S. 1050) 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBI. 1 
S. 540), das zuletzt durch Artikel 4 der Verordr)ung vom 4. 
Januar 2023 (BGBI. 1 Nr. 6) geändert worden ist 

Verwaltungsverfahrensgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. Januar 2003 (BGBI. 1 S. 102), das 
zuletzt durch Artikel 24 Absatz 3 des Gesetzes vom 25. Juni 
2021 (BGBI. 1 S. 2154) geändert worden ist 

Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009 (BGBI. 1 S. 2585), 
· das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 4. Januar 2023 
(BGBI. 1 Nr. 5) geändert worden ist 


